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Editorial

Editorial

Sehr geehrte Damen und Herren,

die ,,Informationen aus der amtlichen
Statistik” wurden einst fiir den Statis-
tischen Beirat erfunden. Langst wer-
den sie {iber diesen Kreis hinaus gele-
sen, von Insidern, die der Bundessta-
tistik personlich und beruflich ver-
bunden sind und deshalb etwas mehr ]

erfahren méchten. Vielleicht bleibt Dr. Joachim Recktenwald diesem Kreis erhalten, der
langjahrige Vertreter Eurostats im Statistischen Beirat, dem ich zu seiner Pensionie-
rung nochmals alles Gute wiinsche. Dazugehoren wird kiinftig wohl auch Dr. Wolfgang
Schmitt, der die neue aufgenommene Bundesarbeitsgemeinschaft freier Wohlfahrts-
verbdnde vertritt. Ihnen und allen anderen Leserinnen und Lesern empfehle ich be-
sonders ab Seite 6 den Bericht iiber die Konzeption und Umsetzung unserer Digitalen
Agenda, die im letzten Quartal 2017 Fahrt aufgenommen hat.

Alles hat mit allem zu tun, so auch die Konsultation der EU-Kommission zum Thema
»privately held data“, auf die ich den Beirat per Brief hingewiesen hatte. Vielen Dank
allen, die daran teilnahmen — der Bericht liber den 35. AESS ab Seite 15 geht auch auf
dieses Thema ein.

Ich danke fiir Ihr Interesse an der Bundesstatistik und wiinsche Ihnen ein frohes Weih-
nachtsfest und ein gesundes und gliickliches neues Jahr. M6gen sich viele Ihrer beruf-
lichen und privaten Wiinsche erfiillen!

Mit freundlichen GriiRen
lhr

Dr. Georg Thiel

Prasident des Statistischen Bundesamtes
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Eine Digitale Agenda fiir Destatis

Am 27. Oktober hat das Statistische Bundesamt eine ,,Digitale Agenda“, die seit Ende
August entwickelt wurde, an Staatssekretar Klaus Vitt im BMI geschickt. Voraus gingen
interne Arbeiten unter Mithilfe einer Unternehmensberatung, ein Workshop am

10. Oktober und Riickmeldungen der Teilnehmenden des Workshops und der Abtei-
lungsleitungen.

13 bis 1511 ZDI?D
Leitungsklausur g

L —
27.10.207 y
Q\.ﬂersand der Digitalen Agenda 2711.2017
1 ans BMI Markiplatz 0

(LK-und digitale Malknahmen) 1

L

(2] 10.10.2017
7 Workshop .Digitale Agenda” 3 l |

28.8.2017 Kick-Off
Erste Hausbesprechung
¢ zur Digitalisierung

2017 2018
Juli August  September  Oktober  MNovember bezember Januar Februar Marz
29.11.2017 Jahresarbeitsplanungsgesprache
Workshop Digitale Assessments (AR}
1 .Kostenstruklurstatistik®

05.12.2017
Workshop Digitale Assessments (2]
AuBenhandelsstatistik” ]

Nach diesem Plan wurde die ,,Digitale Agenda“ erarbeitet.

Mit der Digitalen Agenda soll die Vielzahl der laufenden oder geplanten Malnahmen
mit Bezug zur Digitalisierung besser koordiniert und neue MaRnahmen auf ein defi-
niertes Zielbild hin ausgerichtet werden. Die Agenda stellt dafiir den Rahmen aus
Kernprinzipien und Zielen fiir die Digitalisierung, die sich in die strategische Ausrich-
tung des Hauses mit seiner Vision und den strategischen Handlungsfeldern einfiigen.
Dazu beschreibt die Digitale Agenda elf digitale Handlungsfelder, die die einzelnen
laufenden und kiinftigen Digitalisierungsmanahmen zusammenfassen.

Weitgehende Erfahrungen mit der Digitalisierung

Destatis hat in vielen Arbeitsbereichen Erfahrungen mit Automatisierung und Digitali-
sierung von Prozessen gesammelt, wie auch der Prasident, Dr. Georg Thiel, betont:
»Was das Thema ,,Digitalisierung” anbelangt, ist Destatis im Vergleich zu anderen
Behorden, die ich kennenlernen durfte, bereits weit fortgeschritten. Ich bin jedoch
iberzeugt, dass wir die aus der Digitalisierung resultierenden Chancen noch besser
nutzen kdnnen*.

Die Digitale Agenda ist ein ,,lebendes Dokument®, das tiber die Zeit laufend weiterent-
wickelt und aktualisiert wird: Der nun an Staatssekretdr Klaus Vitt tibersandte Stand
bildete die Diskussionsgrundlage fiir die Leitungsklausur 2017, in der die Fiihrungs-
krafte die MaBnahmen fokussierten und priorisierten. Von 59 MaRnahmen wurden 24
als prioritar ausgewahlt. Nach Abschluss der Jahresarbeitsplanungsgesprache Anfang
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2018, in denen die weitere Konkretisierung erfolgt, wird dann die Digitale Agenda in
Kraft gesetzt werden. Als lebendes Dokument wird sie auch danach laufend aktuali-
siert.

Leuchtturmprojekte der Digitalisierungsagenda

Unter den 24 prioritaren Malnahmen stechen einige als ,,Leuchtturmprojekte® hervor.
Dies sind Projekte im Verbund der statistischen Amter des Bundes und der Linder zur
Auswertung von Mobilfunkdaten und zur Georeferenzierung, der Aufbau eines zentra-
len Spiegel-Melderegisters, eine Machbarkeitsstudie zum Maschinellen Lernen sowie
Eckpunkte fiir ein Open-Data-Portal.

Aufspiiren von Digitalisierungspotenzial bei zentralen Statistiken

Parallel fiihrte eine Unternehmensberatung ,digitale Assessments* bei zwei zentralen
Statistiken des Hauses aus den Gebieten Aufienhandel und Kostenstruktur durch. Ziel
dieser Assessments war vor allem die Ermittlung von ungenutztem digitalen Potenzial,
etwa fir:

¢ Schnellere Abldufe und Prozesse

e Weniger personalintensive Abldufe und Prozesse

e Geringere Fehlerquoten und fundiertere Entscheidungen
e Einfacheren Zugang und besseren Service

Statistikerstellungsprozess [ Handlungsfelder

¢ Agile Softwareentwicklung ausbauen

D lyse autor isi und
neue Analysemethoden etablieren

Datengewinnung automati- —
sieren und neue Datenguellen Digitale Nutzererfahrung
erschliefien verbessemn
Datenaufbereitung automa- Prozesstransparenz und
tisieren -standardisierung erhihen

Prozessiibergreifend

Ia bergreifende Qualittsstandards anwenden |

Unterstitzungsprozess

lh Notwendige Partnerschaften ausbauen

l‘ Digitales Talentmanagement verbessem

I’ Digitale Arbeitswelt etablieren ﬁ Digitale Organisationsstruktur aufbauen |

Handlungsfelder der ,,Digitalen Agenda“ mit Bezug zu den Phasen der Statistikproduktion und
den Unterstiitzungsprozessen.

In zwei Workshops wurden unter externer Moderation mit Beschaftigten aus den bei-
den Statistiken Soll-Prozesse fiir den Kern der Produktionsprozesse der jeweiligen
Statistik erarbeitet. Die Ergebnisse bilden in zweierlei Hinsicht eine Basis: Zum einen
werden konkrete Manahmen abgeleitet, tiber deren Umsetzung die beiden Statistiken
schrittweise den Soll-Prozess erreichen. Zum anderen sind die Ergebnisse der Input fiir
einen ,,Musterprozess* fiir zentrale Statistiken.
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Destatis beim Tag der Deutschen Einheit in Mainz

»Wann waren Sie zuletzt bei einer Behérde und wie waren lhre Erfahrungen?“ So oder
dhnlich wurden die Besucherinnen und Besucherim Zelt der Bundesregierung beim
Tag der Deutschen Einheit in Mainz befragt. Dort, am Stand der Geschéftsstelle Biiro-
kratieabbau des Bundeskanzleramtes, konnten sie sich am 2. und 3. Oktober iiber die
Arbeit und bisher erreichten Erfolge in ,,Blirokratieabbau und besserer Rechtsetzung*
informieren und ihre Meinung dazu dufiern. Mit dabei waren Beschdftigte der Gruppe
A 3 ,Biirokratiekostenmessung® aus dem Statistischen Bundesamt.

Von links: Sylvia Steppat (Statistisches Bundesamt), Peter Conrad (Bundeskanzleramt) und
Stephan Naundorf (Bundeskanzleramt).

Die vom Statistischen Bundesamt durchgefiihrte Lebenslagenbefragung lief als Hinter-
grundprdsentation mit ausgewdhlten Umfrageergebnissen und o6ffnete die Tiir zu inte-
ressanten Gesprachen mit den Besucherinnen und Besuchern. Inhalt dieser Umfrage
ist die Zufriedenheit der Biirgerinnen und Biirger mit Behérdenkontakten in ausge-
wdhlten Lebenslagen, wie der,,Geburt eines Kindes“.

Neben den Ergebnissen der Lebenslagenbefragung, konnten auf i-Pads die ,,Behdrden-
reisen® in Form von interaktiven Grafiken, etwa Heirat, auf der Homepage amtlich-
einfach.de gezeigt werden.

Auch bei dieser Veranstaltung wurde der hohe biirokratische Aufwand bei Antragsfor-
mularen kritisiert, diesmal haufig mit dem Fokus auf der Fliichtlingsarbeit. Ehrenamtli-
che Fliichtlingshelfer, selbst Muttersprachler, monierten die Verstandlichkeit der For-
mulare, etwa bei der Beantragung einer 6ffentlich geforderten Wohnung fiir eine
Fliichtlingsfamilie.

Wie immer auf Veranstaltungen mit starkem Publikumszuspruch, fand das allgemeine
Informationsmaterial der amtlichen Statistik, wie etwa Broschiiren und Faltblatter,
grof3es Interesse. Manche Lehrerinnen und Lehrer, Schiilerinnen und Schiiler sowie
Studierende nutzten die Gelegenheit, sich beim Vertreter des Zentralen Auskunfts-
diensts des Statistischen Bundesamtes entsprechend zu informieren.
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Festakt zum Amtsleiterwechsel im Statistischen Bundesamt

Vor rund 260 Géasten hat sich Dieter Sarreither am Montag, 16. Oktober, als Prasident
des Statistischen Bundesamtes verabschiedet. Staatssekretdr Klaus Vitt sprach Sar-
reither in Vertretung von Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maiziére seinen Dank
aus und entpflichtete ihn auch von seinem Amt als Bundeswabhlleiter. AnschlieRend
berief der Minister den bisherigen Vizeprasidenten Dr. Georg Thiel mit Wirkung vom
1. November zum neuen Amtsleiter und ernannte ihn zugleich zum Bundeswabhlleiter.
] I G s = ” | Ort der Feier war, wie bereits zur Amtseinfiihrung Sarreithers

,W ” im Oktober 2015, der Festsaal der Wiesbadener Casino-

" . Gesellschaft in der Wiesbadener Innenstadt. »Kleinrdumlich

A betrachtet”, sagte Sarreither in seiner Abschiedsrede, ,rei-

chen sich Anfang und Ende die Hande*. Er spielte damit auf
seine Rolle als Statist in einer Filmproduktion an, die ihn vor
iber 40 Jahren schon einmal in diesen Festsaal fiihrte. Da sei
der Weg vom Statisten zum Statistiker noch nicht vorge-
zeichnet gewesen. Sobald diese Laufbahn eingeschlagen
war, begleiteten sie stetige Verdanderungen: Organisatori-
sche, technische und methodische. Sarreither wiirdigte die

1 TR . : Fachkenntnis innerhalb der statistischen Amter und appel-
Dieter Sarreither lierte an alle, die in der amtlichen Statistik tatig sind, ihre
Aufgabe mit Energie und Kompetenz wahrzunehmen. Y

Dr. Georg Thiel bekraftigte die hohen Standards der amtli-
chen Statistik und mahnte, davon ausgehend, die Zukunft
zu gestalten. Diese Zukunft sei geprdgt von gigantisch
anwachsenden Datenmengen, die viele Fragen aufwerfen,
etwa nach der Unterscheidung von relevanten und irrele-
vanten Daten und nach der Balance zwischen Genauigkeit
und Aktualitat. Sein Appell lautete, die Moglichkeiten zur
Weiterentwicklung zu erkennen, die sich durch die gréfie-
re Komplexitdt der Aufgaben erdffneten. Dr. Georg Thiel

Fir den Bundesminister des Innern hatte Staatssekretar Klaus Vitt die Bedeutung der
amtlichen Statistik fiir politische Entscheidungen unterstrichen. Zugleich betonte er
die Chancen der Digitalisierung fiir die kiinftige Arbeit der statistischen Amter: ,Fiir die
Zeit nach dem Zensus 2021 wollen wir noch starker die Fortschritte in der Digitalisie-
rung nutzen. Die Zensus-Ergebnisse sollen aus vorhandenen Verwaltungsdaten ge-
wonnen werden. Mit einer modernen Registerarchitektur kann nicht nur die Verwaltung
effizienter und biirgerfreundlicher gestaltet werden. Auch die Gewinnung statistischer
Daten ware wesentlich kostengiinstiger. Notwendig hierfiir sind der Aufbau und die
Vernetzung der entsprechenden Verwaltungsregister.“

Ein besonderer Dank galt Dieter Sarreithers Dienst als Bundeswabhlleiter. Sarreither
hatte der Verldngerung seiner Dienstzeit zugestimmt, um die Leitung der Wahlen zum
19. Deutschen Bundestag in einer Hand zu ermdéglichen. Dem neuen Prdsidenten

Dr. Thiel wiinschte Vitt bei der Vorbereitung und Umsetzung der GroBprojekte Zensus
2021 und dem Aufbau einer modernen, qualitdtsgesicherten Registerarchitektur als
Grundlage fiir einen kiinftigen Registerzensus eine gliickliche Hand.

Das ,,Ausschdpfen der Chancen der Digitalisierung® stellte auch Dr. Christel Figgener
als zentralen Appell ans Ende ihres GruBwortes, das die Prasidentin des Hessischen
Statistischen Landesamtes fiir den Verbund der statistischen Amter entrichtete.
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Fiir den ,,europdischen Verbund®, das europdische statisti-
sche System, sprach Dr. Konrad Pesendorfer, Leiter der Bun-
desanstalt Statistik Osterreich. Er duRerte die Hoffnung, die
enge beiderseitige Zusammenarbeit, die sich auch in regel-
maRigen Treffen ausdriickt, fortsetzen zu kénnen.

Gesamtpersonalratsvorsitzender Rolf Loidl nutzte die Gele-
genheit, fiir eine Entfristung von Arbeitsverhdltnissen zu
werben, um junge Fachkréfte fiir die Statistik zu gewinnen.
Alle Redebeitrdge lobten das sympathische Wesen des
scheidenden Prasidenten und wiirdigten das Engagement,
mit dem sein Nachfolger seine Aufgabe angeht. So driickte
Dr. Konrad Pesendorfer, es auch Sibylle von Oppeln-Bronikowski aus, die als dienst-
Direktor der ,,Statistik dlteste Abteilungsleiterin die Veranstaltung erdffnete:
Austria“, Dr. Thiel habe wichtige Zukunftsthemen aufgegriffen, um das
Amt langfristig weiter zu bringen. Seinem Amtsvorganger tiberreichte Dr. Thiel zusam-
men mit Dr. Sabine Bechtold als Abschiedsgeschenk das als Festschrift gestaltete
aktuelle Heft von ,Wirtschaft und Statistik“ (WiSta), das in zehn Aufsédtzen auf Themen
eingeht, die die Amtszeit von Dieter Sarreither pragten.

Beim anschlielenden Empfang trafen Statistik, Politik, Verwaltung und Wissenschaft
zusammen. Etliche ehemalige Beschéftigte waren gekommen, darunter die ehemali-
gen Prdsidenten Roderich i —'—--...__.__ — 1
Egeler, Walter Radermacher, | - ) i ee—— = !
Johann Hahlen, Hans Giin-
ther Merk, Franz Kroppen-
stedt und der ehemalige
Vizeprasident Heinrich Liit-
zel. Dariiber hinaus Leite-
rinnen und Leiter anderer
Bundesbehorden, der Sta-
tistischen Landesamter
sowie Mitglieder des Statis-
tischen Beirats, aber auch
Oberbiirgermeister Sven
Gerich und die Stadtverord-
neten-Vorsteherin Christa
Gabriel. Die weiteste Anreise
hinter sich hatte eine Dele-
gation von Mitgliedern der
Leitungsebene des statisti-
schen Amtes von Aserbaid-

Dr. Georg Thiel, Staatssekretdr Klaus Vitt und Dieter Sarreither
schan. nach der Urkundeniibergabe.

Fiir den musikalischen Rahmen war die ,,Wiesbadener Juristenband“ zustandig. lhre
Stiicke im Dixieland-Stil erinnerten an die Verabschiedung von Johann Hahlen als
Amtsleiter im Januar 2007. Schon damals hatten die riistigen Herren gespielt. Neu
dagegen war die Live-Ubertragung der Veranstaltung, die von allen Beschiftigten des
Statistischen Bundesamtes an allen Standorten via Intranet verfolgt werden konnte.
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https://www.destatis.de/DE/Publikationen/WirtschaftStatistik/2017/05/Wista_5_2017.pdf?__blob=publicationFile

Veranstaltungen und Besuche

Gutachten zur Registermodernisierung veréffentlicht

Am 6. Oktober hat der Nationale Normenkontrollrat das Gutachten ,Mehr Leistung fur
Biirger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register modernisieren*“ an den
Chef des Bundeskanzleramtes, Bundesminister Peter Altmaier, iibergeben. Das Gut-
achten gibt Empfehlungen, wie die Vernetzung verschiedenster Register in Einklang
mit dem Datenschutz zu besseren und schnelleren Verwaltungsleistungen fiihren
kann. Grundlegende Daten der Biirgerinnen und Biirger sollen nach dem Prinzip ,,once
only“ nur einmal abgefragt werden, mit deren Zustimmung rufen weitere Behdrden
dann einen Registerauszug ab. Die Empfehlungen geben auch fiir den Bereich der
amtlichen Statistik wichtige Impulse, etwa in Hinblick auf einen registerbasierten Zen-
sus post-2021.

Das Gutachten zur Registermodernisierung wurde im Auftrag des Nationalen Normen-
kontrollrates von McKinsey&Co. in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt
und der Deutschen Universitat fiir Verwaltungswissenschaften Speyer erstellt. Das
Statistische Bundesamt hat mit den zwei Untersuchungen ,,Ein Blick in die Register-
landschaft in Deutschland” der Gruppe A 3 ,,Biirokratiekostenmessung“ und ,,Beispie-
le aus anderen Landern zur Registernutzung in Zensus und Bevdlkerungsstatistik® des
Projekts ,,Registerbasierte Ermittlung der Bevilkerungszahlen® entscheidend zum
Erkenntnisgewinn des Gutachtens beigetragen.

Der Veroffentlichung ging ein Pressehintergrundgesprdch voraus, an dem auch

Dr. Georg Thiel teilnahm und die Beitrdge des Statistischen Bundesamtes vorstellte.
Gerade fiir die amtliche Statistik bieten sich neben dem angefiihrten Beispiel des re-
gisterbasierten Zensus viele neue Moglichkeiten der Verwaltungsdatennutzung, wenn
Register zukiinftig kompatibel sind.

Im Statistischen Bundesamt hat eine abteilungsiibergreifende Arbeitsgruppe die Ent-
stehung des Gutachtens unterstiitzt. Eine Arbeitsgruppe des Statistischen Beirats hat
sich am 27. November vertieft mit dem Gutachten befasst und wird dem Beirat ihr
Votum dazu vorlegen.

Das Gutachten einschlieBlich seiner Einzelteile steht zum Download bereit unter
www.normenkontrollrat.bund.de

Amtsleiter aus Aserbaidschan besucht Wiesbaden
vor Abschluss des EU-Twinningprojekts in Baku

Vom 16. bis 19. Oktober besuchte auf Einladung
von Prasident Dieter Sarreither eine von Tahir
Budagov, dem Vorsitzenden des aserbaidschani-
schen Statistikamtes (State Statistical Committee
of the Republic of Azerbaijan/SSC) angefiihrte
Delegation Deutschland. Der Besuch war gleich-
zeitig die letzte ProjektmaBnahme im Rahmen
des auslaufenden Twinning-Projektes zwischen
beiden Amtern. Das Projekt endete mit der Ab-
schlusskonferenz am 24. November in Baku.

Eintragung im Gdstebuch des
Statistischen Bundesamtes.
Zuvor hatte der aserbaidschanische Amtsleiter Tahir Budagov am Festakt zum Amts-
leiterwechsel in Wiesbaden teilgenommen. Das Fachprogramm gestalteten Bernd
Stortzbach (Leiter der Gruppe B 1 ,,Planung und Koordinierung, internationale Koope-
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ration®), Sabine Weigelt (Referentin im Referat B 106 ,,Grundsatzfragen des Statistik-
rechts“) und Thomas Woll (Referent im Referat B 101 ,,Nationale Koordinierung®) mit
Vortragen zum Europdischen Statistiksystem, zum Statistiksystem Deutschlands ein-
schlieBlich der Koordinierung der Arbeiten zwischen dem Statistischen Bundesamt
und den Statistischen Amtern der Ldnder und zu den Rechtsgrundlagen der amtlichen
Statistik.

Im Gesprdch mit dem kiinftigen Prasiden-
ten Dr. Georg Thiel hob Tahir Budagov die
Erfolge und die Vorteile der deutsch-
aserbaidschanischen Partnerschaft her-
vor und betonte die Bedeutung der deut-
schen Expertise fiir die Weiterentwicklung
des amtlichen Statistiksystems in Aser-
baidschan. Beide Seiten sondierten Mog-
lichkeiten, die langjahrige Kooperation
fortsetzen zu kdnnen.

=
-~

7Y [
==

Der zweite Teil des Besuchs fand in Berlin
statt: Dort besuchten die Gaste das Amt
_ fuir Statistik Berlin-Brandenburg und er-
Prisident Dieter Sarreither im Gesprdch mit fuhren mehr iber dessen Rolle, Organisa-
Tahir Budagov. tion und Aufgaben. Ein Vortrag im Bun-
desministerium fiir Wirtschaft und Energie
gab Einblick {iber die Zusammenarbeit einer Fachaufsichtsbehdrde mit dem Statisti-
schen Bundesamt. Zuletzt riickte im Hauptstadtservice i-Punkt noch Thomas Krebs
(Leiter des Referats B-i-Punkt101 ,,Hauptstadtservice, Zentraler Auskunftsdienst*) die
Kommunikation mit der Politik in den Mittelpunkt der Diskussion.

Das gesamte Projekt unter deutscher Leitung hatte im Oktober 2015 begonnen und
zielte darauf, die Arbeit des SSC in fiinf ausgewdhlten Statistikbereichen an die EU-
Standards anzugleichen.

Die Abschlusskonferenz besuchten Beschéftigte aus dem SSC, anderer Behdrden
Aserbaidschans und von in Baku vertretenen internationalen Organisationen. Au3er-
dem nahmen Vertreterinnen und Vertreter der Projektpartnerldnder Deutschland, Bul-
garien, Niederlande und Litauen teil.

Zu den Vortragenden gehorten auch der Minister fiir wirtschaftliche Entwicklung, Sha-
hin Mustafayev, und der Minister fiir Arbeit und soziale Sicherung, Salim Muslimov.
Der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Aserbaidschan, Michael Kinds-
grab, verwies in seinem Redebeitrag auf den parallel zur Veranstaltung in Briissel statt-
findenden Gipfel der Ostlichen Partnerschaft der Europdischen Union, bei dem eine
engere Zusammenarbeit zwischen der EU und sechs 6stlichen Nachbarstaaten, darun-
ter Aserbaidschan, beschlossen wurde.

Wahrend des Twinning-Projektes betreuten 35 Expertinnen und Experten aus Deutsch-
land und anderen EU-Staaten insgesamt 60 Beratungsmafinahmen in Baku und Stu-
dienbesuche aserbaidschanischer Statistiker in den europdischen Partnerlandern. Alle
Projektziele in den Bereichen Qualitdtsmanagement, Geographische Informationssys-
teme, EU-Statistik zu Einkommen und Lebensbedingungen, Sozialstatistik und Tou-
rismusstatistik konnten erreicht werden. Die EU-Delegation in Baku nahm den erfolg-
reichen Abschluss der Arbeiten zum Anlass, das Twinning-Projekt als Best-Practice-
Beispiel fiir die Durchfiihrung solcher Projekte in Aserbaidschan auszuzeichnen.
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Delegation der staatlichen Informationszentren Chinas

Am 20. Oktober waren 20 Beschaftigte staatlicher Informationszentren, die zum Ge-
schaftsbereich der Nationalen Kommission fiir Entwicklung und Reform Chinas geho-
ren, zu Besuch im Statistischen Bundesamt in Wiesbaden. Die staatlichen Informati-
onszentren kooperieren eng mit dem chinesischen Statistikamt und bieten der chine-
sischen Regierung informationstechnische Dienstleistungen, etwa bei der Durchfiih-
rung des Zensus und im Bereich e-Government. Das Interesse der Gaste galt den The-
men Datengewinnung und Datenverarbeitung im Statistischen Bundesamt. Begriifit
wurde die chinesische Delegation von Bernd Stdrtzbach, Leiter der Gruppe B 1 ,,Pla-
nung und Koordinierung, internationale Kooperation®.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der chinesischen staatlichen Informationszentren mit Kollegin-
nen und Kollegen des Statistischen Bundesamtes.

Corina Teichmann, Leiterin des Referats C302 ,,IT-Kompetenzzentrum Datenerhebung®,
stellte die unterschiedlichen IT-Verfahren und Produkte zur Unterstiitzung von elektro-
nischen, medienbruchfreien Produktionsprozessen im Bereich der Datengewinnung
bei den Auskunftgebenden vor (IDEV, CORE, Erhebungsportal). In Zukunft gilt es, kun-
denorientierte Onlinemeldeverfahren weiterzuentwickeln, um die Datenqualitat und
die Meldequoten via Internet (Online-First-Strategie) zu erh6hen sowie den Aufwand
fir alle Beteiligten zu reduzieren (Nutzung von Verwaltungsdaten).

Simon Rothmeier, Referent im Referat C 301 ,,Entwicklung von Individualsoftware und
Verfahrensintegration®, schloss mit seiner Prdsentation an die vorangegangenen Aus-
fiihrungen an und stellte die Abldaufe der Datenintegration und Datenauswertung vor.
Insbesondere ging er auf die konzeptionelle Weiterentwicklung der IT-Infrastruktur zur
Datenauswertung ein.
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Markt- und Sozialforschung und amtliche Statistik
tauschen sich in gemeinsamer Sitzung aus

Zur jahrlichen Herbstsitzung trafen sich am 7. November Vertreterinnen und Vertreter
des Arbeitskreises Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute (ADM), der Arbeits-
gemeinschaft Sozialwissenschaftlicher Institute (ASI) mit Beschéftigten des Statisti-
schen Bundesamtes an dessen Hauptsitz Wiesbaden. Die langjahrige Veranstaltung
fordert den Austausch zwischen nichtamtlicher und amtlicher Statistik.

Diese Funktion betonte auch Prdsident Dr. Georg Thiel in seiner BegriiBung: Ein ver-
trauensvoller Austausch zwischen amtlicher Statistik, akademischer Sozialforschung
und kommerzieller Marktforschung sei wichtig. Der jdhrliche Gesprdchskreis wie die
gemeinsamen Tagungen sind aus diesem Grund eine wertvolle Tradition, die auch
kiinftig fiir alle Beteiligten wertvolle Einblicke in die jeweilig anderen Arbeitsbereiche
erlauben werden. AbschlieBend dankte Dr. Thiel Erich Wiegand, der sich als Geschafts-
fiihrer des ADM in den Ruhestand verabschiedete, fiir die jahrzehntelange vertrauens-
volle, kollegiale und gute Zusammenarbeit.

Prasident Dr. Georg Thiel ging auf die zentrale Aufgabe der amtlichen Statistik als An-
bieter qualitativ hochwertiger Informationen ein. Diese hierzu erforderliche Datenpro-
duktion hat transparent und damit auch im Diskurs zu erfolgen wie die derzeitige Ver-
handlung zur Normenkontrollklage der Bundeslander Berlin und Hamburg gegen ein-
zelne Regelungen des Zensus 2011 zeigt. Die beiden Bundesldnder beklagen vor allem
den gewdhlten Stichprobenplan, der nach ihrer Sicht die Stadtstaaten benachteiligt.

Dr. Thiel beschrieb den kommenden Zensus 2021 als Ubergangszensus, welcher auf
dem sich insgesamt bewdhrten Zensus 2011 aufbauen und erneut auf Daten aus den
Melderegistern und weiteren Verwaltungsregistern basieren wird.

Beim internen Schwerpunkt, der Digitalen Agenda des Statistischen Bundesamtes,
sollen digitale Kompetenzen ausgebaut und ein einfacherer Zugang und besserer Ser-
vice das Ziel sein. Unter dem zeitlichen Aspekt soll eine Prozessverkiirzung stattfin-
den. In diesem Zusammenhang wurde auch die Bedeutung neuer digitaler Daten (Big
Data) genannt.

Die Moderation der Sitzung ibernahm Thomas Riede, Leiter der Gruppe B 2“Institut fiir
Forschung und Entwicklung in der Bundesstatistik®.

Zu Beginn der Vortrdge gab Prof. Dr. Markus Zwick, Leiter des Referats B 205 ,,Wissen-
schaftskooperation, Mikrosimulation, Neue digitale Daten* einen ,,Werkstattbericht
zur Integration neuer digitaler Daten in der amtlichen Statistik®.

Der Vortrag von Sarah Kienzle, Mitarbeiterin im Referat H 204 ,,Forschung, Kultur®,
beschiftigte sich mit qualitativen ,,Experteninterviews zur Uberpriifung von Berech-
nungsverfahren in der amtlichen Statistik*.

Dr. Robert Herter-Eschweiler, Referent im Referat H 306 ,,Auswertung und Analyse der
Haushaltserhebungen, Wohnen“, und Dr. Bernhard Schimpl-Neimanns GESIS - Leib-
niz-Institut fiir Sozialwissenschaften stellten gemeinsam ,,Neue Méglichkeiten der
Langsschnittanalyse mit den Scientific-Use-Files des Mikrozensus ab 2013* vor.

Dr. Tobias Gummer, GESIS, referierte tiber,,Die integrierte Erhebungs- und Dateninfra-
struktur bei GESIS*.

AnschliefRend lautete das Thema des Vortrages von Dr. Bernd Weif8 von GESIS ,,Das
GESIS Panel: Ein probabilistisches Mixed-Mode Access Panel fiir die Sozialwissen-
schaften®.
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Aus dem Bereich des ADM berichteten Uwe Czaia von ,,Czaia Marktforschung* und
Erich Wiegand, Geschéftsfilhrer des ADM, gemeinsam {iber,,Die DIN SPEC 91368:
Stichproben fiir wissenschaftliche Umfragen Qualitatskriterien und Dokumentations-
anforderungen®.

Nachfolgend stellte Wiegand den ,,Vorschlag fiir eine europdische Verordnung iiber
Privatsphdre und elektronische Kommunikation - Auswirkungen auf die Markt- und
Meinungsforschung® vor.

Den Riickblick auf die gemeinsame 12. Wissenschaftliche Tagung vom Juni 2017 zum
Thema ,,Big Data — Chancen, Risiken, Entwicklungstendenzen® sowie der Ausblick auf
die ndchste Veranstaltung 2019 nahm Prof. Dr. Markus Zwick vor. Die jeweiligen Ta-
gungsprogramme wurden und werden von einer bewdhrten Planungsgruppe beste-
hend aus Vertretern von ASI, ADM und amtlicher Statistik gemeinsam erarbeitet.

Die ndchste Tagung ist fiir den 27./28. Juni 2019 vorgesehen. Aufgrund der grofien
Resonanz ist an eine Erweiterung in Form von Webstreaming gedacht. Themenvor-
schlage kénnen per E-Mail ibermittelt werden. Das Programmkomitee wird im Friihjahr
2018 zusammenkommen. Die ndchste Sitzung des Gesprdchskreises ist am 30. Okto-
ber 2018 ab 11 Uhr geplant.

Beratungen und Beschliisse
des Europdischen Statistischen Systems: AESS und DGINS

Die Amtsleiter der nationalen Statistikamter

der EU-Mitgliedstaaten und Eurostats trafen

sich im Herbst 2017 dreimal: Im September + EUROPAISCHES
zur 103. DGINS-Konferenz mit anschlieen- STATISTISCHES
der Sitzung des Ausschusses fiir das Euro- SYSTEM

pdische Statistische System (AESS) in Bu-
dapest und am 16. November erneut als
AESS in Luxemburg. Die Sitzungen in Budapest leitete die Direktorin des ungarischen
Statistikamtes, Gabriella Vukovich, in Luxemburg fiihrte die kommissarische General-
direktorin Eurostats, Mariana Kotzeva, den Vorsitz. Wahrend im AESS statistische
Rechtsakte der EU und strategische Fragen beraten werden, hat die DGINS Seminar-
charakter. Die November-Sitzung des AESS soll ab 2018 entfallen, die DGINS in Ver-
bindung mit dem dritten AESS des jeweiligen Jahres soll im Oktober statt im Septem-
ber stattfinden. Der AESS wird dann nur noch dreimal jahrlich tagen, jeweils im Febru-
ar, Mai und Oktober.

Das Statistische Bundesamt war auf allen Sitzungen vertreten, in Budapest durch Si-
bylle von Oppeln-Bronikowski, Leiterin der Abteilung B ,,Strategie und Planung, Inter-
nationale Beziehungen, Forschung und Kommunikation*, durch Dr. Sabine Bechtold,
Leiterin der Abteilung F,,Bevilkerung, Finanzen und Steuern“ und durch Annette Pfeif-
fer, Leiterin des Referats B102 ,,Europdische und internationale Koordinierung®; in
Luxemburg durch Prasident Dr. Georg Thiel, Sibylle von Oppeln-Bronikowski und Bernd
Stortzbach, Leiter der Gruppe B 1 ,,Planung und Koordinierung, internationale Koopera-
tion“. Zur deutschen Delegation zahlte stets auch Prdsidentin Dr. Christel Figgener vom
Hessischen Statistischen Landesamt.

Bevolkerungshewegungen und Datenintegration als DGINS-Thema

Die DGINS befasste sich schwerpunktmafig mit ,,Population Movements and Integrati-
on Issues.“ Dabei standen die verstarkte Nutzung von Personenregistern, registerge-
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stiitzten Zensusdaten und die Verkniipfung mit anderen Datenquellen zur Messung
von Migration im Mittelpunkt. So wurden Datenliicken in bestehenden Registern the-
matisiert, fiir die als Losung ein Mikrodatenaustausch zwischen Landern diskutiert
wurde. Eine weitere Diskussion beschaftigte sich mit Forschungsergebnissen im Be-
reich der Migrationsstatistik und neuen Methoden. Mitgliedstaaten stellten ihre Ergeb-
nisse vor. ldentifiziert wurden folgende Datenliicken:

e Migranten, insbesondere Asylsuchende, sind in vielen Erhebungen unterreprdsen-
tiert, da sie hdufiger nicht in den Bevdlkerungsregistern enthalten sind

e Immigrations- und Emigrationszahlen stimmen zwischen Landern nicht tiberein

e Modellierungen und Schatzungen miissen dringend weiterentwickelt werden,
derzeit kdénnen sie die Qualitdtsprobleme in der Migrationsstatistik in Europa nicht
grundlegend verbessern

e verstdrkte Nutzung von administrativen Daten fiir Verbesserung der Migrationssta-
tistiken ist am erfolgversprechendsten, jedoch gibt es offene Probleme beim re-
gelméaigen Zugang fiir Statistikdmter und bei der Qualitadt der Register

e die Messung der Mobilitdt innerhalb der Lander ist eine grofe Herausforderung

o fehlende Metadaten erschweren oft die Interpretation der Daten anderer Ldnder

Die DGINS erarbeitete daraufhin ein Memorandum, das vom unmittelbar nachfolgen-
den 34. AESS beschlossen wurde.

Europdische Gesundheitsbefragung (EHIS)

Der 34. AESS stimmte einem Verordnungsentwurf Eurostats zu, der die Spezifikationen
fiir die 2019 umzusetzende EHIS-Welle 3 festlegt, damit fiir die einzelnen Mitgliedstaa-
ten vergleichbare und harmonisierte Daten tiber den Gesundheitszustand, die Nutzung
der Gesundheitsversorgung und die Gesundheitsdeterminanten erstellt werden kon-
nen. Grundlage ist Verordnung (EG) Nr. 1338/2008 zu Gemeinschaftsstatistiken tiber
offentliche Gesundheit und tiber Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz.

Anderungen zu EU-SILC angenommen

Der AESS stimmte dem Entwurf einer Durchfiihrungsverordnung zur EU-weiten Haus-
haltebefragung tiber Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC) zu, demzufolge
flir 2019 Daten zum Hintergrund der Auskunftsperson (Bildungsstand der Eltern, Be-
schaftigungsstatus, Herkunft, Lebensbedingungen der Auskunftsperson im Alter von
14 Jahren) erfasst werden sollen, um deren Einfluss auf die Lebenssituation und die
derzeitige Lebensqualitdt zu bewerten. Im Zuge der 2019 angesetzten Malnahme
werden auch wichtige Elemente der tiberarbeiteten EU-SILC getestet, etwa das Haus-
haltsraster zur Uberarbeitung der Informationen iiber die Haushaltszusammensetzung
sowie die Variablen zur Messung der Einkommensentwicklung.

EMOS-Gremium neu besetzt

Der AESS verabschiedete die von Eurostat vorgeschlagene Liste neuer Mitglieder des
EMOS (European Master of Official Statistics)-Gremiums. Sie ersetzen diejenigen Mit-
glieder, deren dreijdhriges Mandat zum Jahresende ablduft. Deutsche Mitglieder des
Gremiums sind derzeit Prof. Ralf Miinnich, Universitat Trier und Robert Kirchner, Deut-
sche Bundesbank. Das Gremium berdt den AESS zur Weiterentwicklung des EMOS,
bewertet Bewerbungen von Hochschulen um das EMOS-Label und iiberwacht die Ein-
haltung der Zertifizierungskriterien.

Ad-hoc-Module fiir die EU-Arbeitskrifteerhebung (LSF)

Der AESS im November billigte einen Verordnungsentwurf zur Annahme der Spezifika-
tionen des Ad-hoc-Moduls 2019 ,,Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung® im
Rahmen der EU-Arbeitskrafteerhebung (Labour Force Survey, LSF).
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ESS Prioritdten ab dem Jahr 2020

Der AESS sieht als strategische Prioritdten: starkere Nutzerorientierung, verbesserte
Nutzung vorhandener Ressourcen unter Beriicksichtigung moderner Technologien und
eine verbesserte Zusammenarbeit sowohl der Mitglieder des ESS als auch mit externen
Partnern. Dies soll sich im ndachsten Mehrjahresprogramm fiir europdische Statistiken
spiegeln, das als Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates ab 2021 in
Kraft treten wird.

Implementierung der ESS-Vision 2020

Eurostat stellte den regelmafiigen Fortschrittsbericht iiber die Umsetzung der ESS-
Vision 2020 vor. Der AESS begriifite insbesondere die erzielten Fortschritte in den
ESS.VIP Projekten ESDEN (European Statistical Data Exchange Network) und SERV
(Shared Services for European Statistics), die 2018 in die dritte und damit letzte Pro-
jektphase tibergehen.

Zugang zu Daten privater Organisationen zur Nutzung durch statistische Amter

Der Ausschuss begrii3te das vorgelegte ,,Positionspapier on access to privately held
data which are of public interest®, in dem die Bedeutung des Nutzung von Daten priva-
ter Anbieter durch die amtliche Statistik zum Ausdruck gebracht wird. Hier sind
Rechtsgrundlagen auf europdischer und nationaler Ebene nétig, die den Zugang zu
diesen Daten regeln. Als Kernpunkte dieser rechtlichen Kodifizierung wird die Verwen-
dung dieser Daten ausschlie3lich fiir statistische Zwecke und die Einhaltung der statis-
tischen Geheimhaltung und des Datenschutzes angesehen. Die Generaldirektoren
stimmten {iberein, dass gegeniiber den politisch verantwortlichen Institutionen der
Europdischen Kommission (KOM) und in den Mitgliedstaaten die Initiative ergriffen
werden soll. Dies soll durch die Ubersendung des aufgrund der Diskussion in der Sit-
zung nochmals {iberarbeiteten Positionspapiers durch Eurostat an die einzubeziehen-
den KOM-Dienststellen und durch entsprechende Initiativen der statistischen Amter
der Mitgliedstaaten gegeniiber den zustandigen nationalen Ministerien erfolgen. Paral-
lel dazu erklérten sich die Generaldirektoren der statistischen Amter der Mitgliedstaa-
ten bereit, die Mitwirkung von wichtigen Nutzern amtlicher Statistiken auf nationaler
Ebene in der derzeit laufenden 6ffentlichen Konsultation (Impact Assessment) zur
Uberpriifung der EU-Richtlinie iiber die Weiterverwendung von Informationen des 6f-
fentlichen Sektors (PSI-Richtlinie) zu initiieren, da auch in diesem Kontext die Nutzung
von Daten privater Anbieter angesprochen wird.

Uberarbeitung des Verhaltenskodex fiir europdische Statistiken

Der AESS verabschiedete nach eingehender Diskussion den von der ,,High Level Group
on Quality* vorgelegten Entwurf des revidierten Verhaltenskodex fiir europdische Sta-
tistiken (Code of Practice, CoP). Die Revision des CoP beriicksichtigt insbesondere
neue Entwicklung im Bereich der europdischen Statistik seit der letzten Uberarbeitung
im Jahr 2005. Dariiber hinaus wird dem CoP die ,,Quality Declaration“ des ESS beige-
fligt und als neuer Grundsatz die in der revidierten EU Statistikverordnung verfiigte
»Koordination und Kooperation“ der Mitglieder des ESS integriert.

Nach Fertigstellung des vereinbarten Glossars zu den Begriffen des CoP durch die ESS
Arbeitsgruppe ,,Qualitat” wird der revidierte CoP verdffentlicht. Die High Level Group on
Quality soll unter Beriicksichtigung des revidierten CoP einen Vorschlag fiir die Kon-
zeption der ndchsten Audit-Runde (ESS Peer Review, voraussichtlich 2020) erarbeiten.

ESS-Vereinbarungen zu Statistiken iiber Konsumeier und zu Ndhrstoffhaushalten

Sieben bzw. zwolf Mitgliedstaaten (jeweils einschlieBlich Deutschland) lehnten die
Unterzeichnung der von Eurostat vorgelegten ,,ESS-Vereinbarungen® zu Statistiken
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tiber Konsumeier bzw. zu Nahrstoffhaushalten ab, erklarten sich aber bereit, die erfor-
derlichen Daten, wie bisher freiwillig zu liefern bis eine rechtliche Kodifizierung in der
vorgesehenen zweiten Rahmenverordnung im Bereich der Landwirtschaftsstatistik
(SAIO-Verordnung) als verpflichtende Datenlieferung erfolgt ist.

Die ndchste Sitzung des AESS wird am 9. Februar 2018 in Luxemburg stattfinden.

Konferenz der Amtsleiter der statistischen Amter
tagte erstmals unter Vorsitz von Dr. Georg Thiel

Die Amtsleitungen der Statistischen Amter des Bundes und der Lidnder tagten am

8. November in Wiesbaden erstmals unter dem Vorsitz des neuen Prasidenten des
Statistischen Bundesamtes, Dr. Georg Thiel. Es war die letzte der drei Amtsleiterkonfe-
renzen (ALK) des Jahres 2017.

Neu in der Runde waren auch Gudrun Beneicke, Leiterin des Statistischen Amtes Meck-
lenburg-Vorpommern und Marcel Hiirter, Prasident des Statistischen Landesamts
Rheinland-Pfalz.

Ein fester Tagesordnungspunkt der Herbst-ALK ist die Strategische Schwerpunktepla-
nung. Anders als in den Jahren zuvor wurden sieben wichtigste Herausforderungen fiir
die ndchsten 48 Monate identifiziert. Zu den Herausforderungen zdhlen der Aufbau
einer Registerinfrastruktur, der Zensus 2021, die AuBenwahrnehmung, die Georeferen-
zierung, der Register-Zensus nach dem Zensus 2021, die Digitale Agenda und die
Standardisierung.

Zum Thema der Globalisierung dréngt Eurostat die nationalen statistischen Amter zur
Einflihrung von sogenannten ,,Large Cases Units (LCU)“ in den Mitgliedstaaten. Damit
sollen Umstrukturierungen grofier multinationaler Unternehmensgruppen innerhalb
Europas im Rahmen eines Frithwarnsystems besser erkannt, nachverfolgt und unter-
nehmensstatistische Informationen besser zwischen den statistischen Amtern ausge-
tauscht werden. Das Statistische Bundesamt hat diesen Ansatz aufgegriffen und kurz-
fristig einen Antrag auf Fordergelder der EU als Anschubfinanzierung fiir die Entwick-
lung und Einrichtung von Large Cases Units gestellt.

Vom Statistischen Bundesamt vorgestellt wurden die geplanten Arbeiten zur Digitali-
sierung. Fiir den Statistischen Verbund hat die Steuerungsgruppe ,,Strategische
Schwerpunkteplanung® ein Zielbild fiir die ndchsten 48 Monate entwickelt. Hierzu
wurden vier Malnahmen vereinbart:

1. Um die Potentiale durch die Digitalisierung im Statistischen Verbund zu erschlie-
3en, soll gemeinsam eine Handlungsagenda festgelegt werden.

2. Durchfiihrung eines Digitalisierungs-Workshops mit den Leiterinnen und Leitern der
statistischen Amter von Bund und Léndern im 1. Halbjahr 2018;

3. Entwicklung einer Digitalen Agenda des Statistischen Verbunds fiir die kommende
Sitzung der Steuerungsgruppe im Herbst 2018 und

4, Erstellung eines konkretisierenden Arbeitsplans durch das ALG FS bis Ende Oktober
2018.

Auf der Grundlage des Gutachtens des Nationalen Normenkontrollrates vom 6. Okto-
ber hat das Bundesministerium des Innern die Weichen fiir einen integrierten Register-
zensus fiir die Jahre nach 2021 gestellt und das Statistische Bundesamt mit dem Auf-
bau eines Grobkonzepts fiir ein ,,Spiegelmelderegister beauftragt. Auch der Termin-
plan fiir den Zensus 2021 schalt sich allmahlich konkret heraus. Einer der ndchsten
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Eckpunkte ist die Verabschiedung des geplanten Zensusgesetzes im vierten Quartal
2018.

Unabhangig vom Zeitplan ist die Aufbauorganisation des Zensus abgeschlossen. Alle
Rollen sind besetzt. Mobile Endgerate zur Datenerhebung werden voraussichtlich nicht
deutschlandweit einheitlich und grof¥flachig eingesetzt. Das Risiko einer zeitlichen
Verzogerung schien der ALK zu hoch. Gleichwohl verfolgen die statistischen Amter ihre
Online-first-Strategie.

26. Wissenschaftliches Kolloquium:
Lohnungleichheit — Fakten, Daten, Analysen

Wie sich die Lohnungleichheit in Deutschland entwickelt, diskutierten Fachleute im
Rahmen des Wissenschaftlichen Kolloquiums, das die Deutsche Statistische Gesell-
schaft und das Statistische Bundesamt am 23. und 24. November zum 26. Mal veran-
stalteten. Veranstaltungsort war das Museum Wiesbaden. Im Mittelpunkt standen
unter anderem die Entwicklung in Ost- und Westdeutschland, der Verdienstunter-
schied zwischen Mannern und Frauen (Gender Pay Gap) sowie die Lohnverteilung im
oberen und unteren Lohnbereich.

Das Kolloguium bietet ein Forum fiir den Dialog zwischen amtlicher Statistik und ihren
Nutzergruppen aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Verbanden.

Uber 150 Interessierte besuchten die Tagung. Sibylle von
Oppeln-Bronikowski, Leiterin der Abteilung B ,,Strategie und
Planung, Internationale Beziehungen, Forschung und Kom-
munikation® des Statistischen Bundesamtes, iibernahm die
BegriiBung in Vertretung des Prasidenten. Moderiert wurde
das Kolloquium von Bernd Fitzenberger, Professor an der
Humboldt-Universitdt Berlin, der auch ins Thema einfiihrte.

Aus dem Statistischen Bundesamt waren Norbert Schwarz
(,Einkommensentwicklung im Spiegel der VGR*), Martin
Beck (,,Verdienstunterschiede zwischen Médnnern und Frau-
en®) sowie Ralf DroRard und Kathrin Frentzen (,,Anpassung
und Wirkung des gesetzlichen Mindestlohns*) mit Fachvor-
tragen vertreten. Aus EU-Perspektive berichtete Ines Kolakovic von Eurostat (,Wage
inequalities in the EU).

Prof. Dr. Fitzenberger

Den Veranstaltern war es wichtig, Vertreterinnen und
Vertreter von Institutionen zu Wort kommen zu lassen,
die fiir unterschiedliche Blickwinkel bekannt sind. So
befasste sich Prof. Dr. Gustav A. Horn vom IMK (Institut
fiir Makro6konomie und Konjunkturforschung) in der
Hans-Bockler-Stiftung, Diisseldorf, mit den ,,Ursachen
der Lohnungleichheit®. Dr. Hans-Peter Kl6s vom Institut
der deutschen Wirtschaft Kéln analysierte diese eben-
falls in seinem Vortrag iiber ,Wirtschaftspolitische Im-
plikationen der Lohnunterschiede zwischen M@nnern
und Frauen®. Prof. Dr. Dr. h.c. Joachim Mbdller, Institut fur
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Niirnberg referierte
»Zur langfristigen Entwicklung der Ungleichheit in den
Bruttoarbeitsverdiensten®.

Prof. Dr. Gustav A. Horn
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Veranstaltungen und Besuche

‘ Zu dem kontrovers diskutierten Lohngefalle zwi-
schen den Geschlechtern lieferte auch

Dr. Christina Boll vom Hamburgischen WeltWirt-

schaftsInstitut (HWWI) einen Debattenbeitrag mit

»Potenzielle Auswirkungen des Mindestlohnes auf

den Gender Pay Gap in Deutschland®.

Prof. Dr. Miriam Beblo, Universitat Hamburg, stell-
te ihre Forschung zu ,,Lohnungleichheit im Expe-
riment” vor, bei der Einflussfaktoren untersucht
werden, die in der amtlichen Statistik oderin Um-
fragen nur schwer zu erfassen sind.

Dr. Hans-Peter Klos

Unter www.destatis.de » Methoden » Kolloquien stehen das Tagungsprogramm, die
Kurzfassungen der Beitrage und die einzelnen Prdsentationen zur Verfligung.

Zum Abschluss des ersten Veranstaltungstages wurde der Gerhard-Fiirst-Preis fiir her-
ausragende wissenschaftliche Arbeiten mit engem Bezug zum Arbeitsgebiet der amtli-
chen Statistik verliehen. Mehr dazu im folgenden Bericht.

Gerhard-Fiirst-Preis 2017 verliehen

Mit dem seit 1999 verliehenen Gerhard-Fiirst-Preis zeichnet das Statistische Bundes-
amt jahrlich herausragende wissenschaftliche Arbeiten mit einem engen Bezug zur
amtlichen Statistik aus. Fiir seine Dissertation zum Thema ,,Wages and Unemployment
before and after the German Hartz Reforms* hat Dr. Michael Weber den Gerhard-Fiirst-

Von links: Prof. Dr. Marcel Thum (Technische Universitit Dresden), Prof. Dr. Ralf Miinnich (Uni-
versitdt Trier), M.Sc. Patricia Dérr, Jiirgen Chlumsky (Statistisches Bundesamt), B.A. Marcel Ste-
chert, Dr. Michael Weber, Prof. Dr. Walter Krdmer (Technische Universitit Dortmund).

Preis 2017 des Statistischen Bundesamtes in der Kategorie ,,Dissertationen erhalten.
Die pramierte Dissertation ist bei Professor Dr. Marcel Thum an der Technischen Uni-
versitdt Dresden entstanden. Das damit verbundene Preisgeld betrdgt 5 000 Euro.
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Veranstaltungen und Besuche

In der Kategorie ,,Master-/Bachelorarbeiten“ wurde die Masterarbeit von Patricia D6rr
M.Sc. zum Thema ,,Comparison of Methods for Combining Surveys over Time“ als her-
ausragende Leistung bewertet und mit dem Gerhard-Fiirst-Preis 2017 ausgezeichnet.
Das damit verbundene Preisgeld betragt 2 500 Euro. Die Masterarbeit ist bei Professor
Dr. Ralf Miinnich an der Universitat Trier verfasst worden.

Eine weitere wissenschaftliche Nachwuchskraft wurde mit einem Forderpreis geehrt:
Marcel Stechert B.A. wurde fiir seine an der Hochschule fiir Wirtschaft und Recht Berlin
bei Professorin Dr. Beate Jochimsen verfasste Bachelorarbeit ,,Eine kritische Analyse
ausgewadhlter Effekte unter der Einfiihrung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutsch-
land“ ausgezeichnet. Der Férderpreis in der Kategorie ,,Master-/Bachelorarbeiten* ist
mit 1 000 Euro dotiert.

Die Auszeichnungen nimmt das Statistische Bundesamt auf Empfehlung eines unab-
hédngigen Gutachtergremiums vor. Die Preise wurden im Rahmen des 26. Wissenschaft-
lichen Kolloquiums zum Thema ,,Lohnungleichheit - Fakten, Daten, Analysen* verlie-
hen, welches das Statistische Bundesamt zusammen mit der Deutschen Statistischen
Gesellschaft am 23. und 24. November in Wiesbaden veranstaltete (siehe vorange-
gangenen Bericht).

Die Laudationes auf die pramierten Arbeiten hielt der Vorsitzende des Gutachtergremi-
ums, Professor Dr. Walter Kramer (Technische Universitdt Dortmund). Die Laudationes
sind in Heft 6/2017 von ,WISTA — Wirtschaft und Statistik“ nachzulesen. Die Preistra-
gerwerden im Jahr 2018 in dieser Zeitschrift ausfiihrlich {iber ihre Arbeiten berichten.

Kurzfassungen der pramierten Arbeiten sowie weitere Details zur Verleihung des
Gerhard-First-Preises sind unter www.destatis.de > unsere Aufgaben » Gerhard-Fiirst-
Preis zu finden.

IAOS lobt Preis fiir Nachwuchskrafte in Statistikdmtern aus

Die International Association for Official Statistics (IAOS) — eine Sektion des Internati-
onalen Statistischen Instituts (ISI) — verleiht jedes Jahr einen Preis fiir junge Statistike-
rinnen und Statistiker. Mit dem Preis will sie junge Beschaftigte im Umfeld der amtli-
chen Statistik motivieren, ihre erarbeiteten Ergebnisse zu veréffentlichen. Beschiftigte
statistischer Amter, die bis Jahresende 2017 héchstens 34 Jahre alt sind, kénnen sich
mit ihren Beitrdgen bis zum 15. Februar 2018 um den Preis bewerben.

Die Themen der Beitrdge sollen methodische oder strategische Probleme der amtli-
chen Statistik auf nationaler und internationaler Ebene behandeln und nach Moglich-
keit Losungsansatze vorschlagen. Die Beitrage diirfen héchstens zehn Seiten umfas-
sen, missen in englischer Sprache verfasst werden und diirfen weder bereits versf-
fentlicht noch &ffentlich prasentiert worden sein. Die Bewertung erfolgt nach wissen-
schaftlicher und strategischer Bedeutung, Originalitdt und Anwendbarkeit der vorge-
schlagenen Ideen sowie nach Qualitdtsaspekten.

N&here Informationen unter http://www.iaos-isi.org/index.php/statistics-prize

Der Nachwuchspreis 2017 ging an Hannah Thomas (GroBbritannien) fiir ihre Arbeit
»The Dissemination Game: How to communicate official statistics to non-expert users®,
der zweite Preis an Nicholas Husek (Osterreich) fiir , Telematics Data for Official Statis-
tics: An Experience with Big Data“ und der dritte Preis an Andreas Mayer (Australien)
fuir die Arbeit ,,Improving Seasonal Adjustment by Accounting for Sample Error Correla-
tion Using State Space Models“.
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Aktuelle Querschnittsveroffentlichungen

Statistisches Jahrbuch 2017 erschienen

Zum Europdischen Statistiktag am 20. Oktober hat das
Statistische Bundesamt der Offentlichkeit in Berlin das
aktuelle Statistische Jahrbuch vorgestellt. Aus den rund
700 Seiten wahlten Dr. Susana Garcia Diez und Sibylle
von Oppeln-Bronikowski Zahlen aus, die ,,Deutschland in
Europa“ zum Thema hatten. Die anwesenden Medienver-

B treterinnen und -vertreter interessierten sich dafiir, wie

Deutschland im europdischen Vergleich abschneidet, in

welchen Bereichen noch gréfere Unterschiede zwischen den 28 EU-Mitgliedstaaten
bestehen und wo die Gemeinsamkeiten liegen.

EU-weit verglichen wurden unter anderem die Jugenderwerbslosenquoten, die durch-
schnittlichen Bruttomonatsverdienste, die Preisniveaus und die Konsumausgaben fiir
das Wohnen. Dr. Georg Thiel machte in seiner Zusammenfassung deutlich, dass solche
Vergleichsdaten zu den Lebensbedingungen politisch relevant sind, etwa wenn {iber
die zukiinftige Ausrichtung der Europdischen Union diskutiert wird. Dazu passte wie-
derum das Motto des Europdischen Statistiktages: ,,Better data. Better lives“. Die Me-
dien wiirdigten in ihrer Berichterstattung den hinter diesem Motto stehenden Auftrag
der amtlichen Statistik. So schlussfolgerte beispielsweise die Frankfurter Rundschau:
»Politischer Bewertung enthalten sich die Statistiker stets. Als Grundlage sachorien-
tierter Koalitionsverhandlungen taugen ihre Zahlen allemal.“

Die 66. Ausgabe des Statistischen Jahrbuchs enthalt nationale und internationale
Daten zu Themen aus Wirtschaft und Gesellschaft. Alle Zahlen sind online verfiigbar.
Unter www.destatis.de » Publikationen » Statistisches Jahrbuch kann das Jahrbuch
elektronisch heruntergeladen oder als gedrucktes und gebundenes Buch bestellt wer-
den. Es ist auch im Buchhandel erhiltlich (Bestellnummer: 1010110-17700-1, ISBN:
978-3-8246-1057-0, Preis: 71 Euro).

Die Unterlagen zur Pressekonferenz stehen online unter www.destatis.de > Presse und
Service » Pressekonferenzen zur Verfiigung.

SSEKONFERENZ

Auf dem Podium der Pressekonferenz; von links: Dr. Susana Garcia Diez, Dr. Georg Thiel, Sabine
Sattelberger, Sibylle von Oppeln-Bronikowski.
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Aktuelle Querschnittsveroffentlichungen

Fiir eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik -
Sachverstandigenrat legt sein Jahresgutachten vor

Am 8. November hat der Sachverstdndigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung der Bundeskanzlerin in Berlin sein Jahresgutachten 2017/18 liber-
reicht. Es tragt den Titel ,,Fiir eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik®.

Seit Anfang September hatten die fiinf Ratsmitglieder Prof. Dr. Christoph M. Schmidt,
Prof. Dr. Peter Bofinger, Prof. Dr. Lars P. Feld, Prof. Dr. Isabel Schnabel und Prof. Volker
Wieland, Ph.D., sowie 14 wissenschaftliche Stabsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter
und die beim Statistischen Bundesamt angesiedelte Geschaftsstelle an der Erstellung
des Gutachtens gearbeitet. Die Fachabteilungen des Statistischen Bundesamtes un-
terstiitzen den Sachverstandigenrat mit Datenlieferungen aus erster Hand.

Das Jahresgutachten steht unter www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de » Gutachten
und Expertisen » aktuelles Jahresgutachten als Download zur Verfiigung.

Ubergabe des Gutachtens, von links: Gesundheitsminister Hermann Gréhe, Peter Bofinger, Ar-
beits- und Sozialministerin Katarina Barley, Volker Wieland, Bundeskanzlerin Angela Merkel,
Christoph Schmidt, Isabel Schnabel, Lars Feld, Wirtschaftsministerin Brigitte Zypries und der
Chef des Bundeskanzleramtes, Peter Altmaier.
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Fachspezifisches im Fokus
Gebiet @

Norwegisches Kommunal- und Modernisierungsministerium
an deutscher Flachennutzungsstatistik interessiert

Am 21. September empfing das Statistische Bundesamt in Wiesbaden eine Delegation
aus dem norwegischen Kommunal- und Modernisierungsministerium. Im Fokus des
Besuches der 12-kopfigen Delegation aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der fiir
die Landesplanung zustdndigen Abteilung standen die Flachen- und die Bautatigkeits-
statistik. Die Delegation wurde von Bernd Stortzbach, Leiter der Gruppe B 1 ,,Planung
und Koordinierung, internationale Kooperation®“, begriifit.

In ihrem Vortrag stellte Kerstin Kortmann, Referentin im Referat E 206 ,,Baugewerbe,
Bautdtigkeit”, die amtlichen Statistiken der Bautatigkeit vor, die wichtige Hinweise auf
die zukiinftige Entwicklung im Baugewerbe liefern und die Beobachtung der mittel- bis
langfristigen Entwicklung des Gebdudebestandes und seiner Struktur erméglichen. Im
Anschluss prdsentierte Stephan Arnold, Referat G 103 ,,Landwirtschaftliche Bodennut-
zung und Flachenstatistik“, die Flachenerhebung nach Art der tatsachlichen Nutzung,
kurz Flachenstatistik. Diese beruht auf den Daten der Katasterverwaltungen der Lander
und enthalt unter anderem die anteilsméfiige Verteilung der Siedlungs- und Verkehrs-
flachen, Waldflachen oder Landwirtschaftsflachen. Dariiber hinaus berichtete Stephan
Arnold tiber den Umstieg vom alten Datenmodell des Amtlichen Liegenschaftsbuches
(ALB) auf das neue ALKIS-Datenmodell und beleuchtete die Effekte der ALB-ALKIS Mig-
ration. In der abschlieRenden Diskussion mit den Gasten aus Norwegen standen ne-
ben anderem die Herausforderungen und die Zukunft der amtlichen Flachenstatistik im
Vordergrund, insbesondere die Berichtspflichten im internationalen Kontext und wel-
che Rolle dabei die Fernerkundung als zusatzliche neue Informationsquelle einnehmen
kann.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Planungsabteilung im norwegischen Kommunal- und Mo-
dernisierungsministerium mit Kolleginnen und Kollegen des Statistischen Bundesamtes.

Das norwegische Kommunal- und Modernisierungsministerium ist unter anderem zu-
standig fiir die Wohnungspolitik, das Planungs- und Baugesetz, die Kommunalfinan-
zen, die landliche und regionale Politik sowie die nationale Kartierung und Geodaten-
politik. Auf ihrer dreitdgigen Studienreise in Deutschland besuchte die Delegation
neben dem Statistischen Bundesamt auch das Innenministerium des Landes Rhein-
land-Pfalz in Mainz sowie das Bundesamt fiir Kartographie und Geodésie (BKG) in
Frankfurt am Main.
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Fachspezifisches im Fokus
Bevidlkerung

Interaktive Karte ,,Migration.Integration.Regionen*

Mit der Anwendung ,,Migration.Integration.Regionen* veroffent-
licht das Statistische Bundesamt ein interaktives Kartenange-
bot, das einen Uberblick iiber die regionale Verteilung von Aus-
landerinnen und Auslandern sowie Schutzsuchenden in
Deutschland auf Kreisebene bietet. Die Anwendung entstand in
enger Zusammenarbeit mit der Bundesagentur fiir Arbeit (BA)
und dem Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF).

Durch die Kooperation konnten migrations- und integrationsrelevante Daten aus ver-
schiedenen Quellen zusammengefiihrt werden. Die ausgewahlten Informationen ste-
hen in der interaktiven Karte nun erstmals in Kombination zur Verfiigung und erleich-
tern dadurch vor allem regionale Analysen und Vergleiche. In der Anwendung werden
Daten zu den Themen Auslanderanteil, auslandische Bevolkerung, Schutzsuchende
sowie Auslanderinnen und Auslandern am Arbeitsmarkt visualisiert. Zu jedem The-
menblock konnen verschiedene Indikatoren abgerufen werden.

e Ausldanderanteil nach der Bevilkerungsfortschreibung: Vor allem Ballungsraume
wie das Ruhrgebiet, das Rhein-Main-Gebiet sowie die Groraume Stuttgart und
Miinchen sind durch einen hohen Anteil an Auslanderinnen und Ausldandern ge-
kennzeichnet. Deutschlandweit am hdchsten fiel der Auslanderanteil mit rund ei-
nem Drittel in Offenbach am Main aus.

e Auslandische Bevilkerung nach dem Ausldnderzentralregister: Viele Auslanderin-
nen und Ausldnder in Deutschland stammen aus EU-Staaten. In einigen Grenzregi-
onen machten sie 2016 mehr als 70 Prozent der ausldandischen Bevélkerung aus —
beispielsweise in den Landkreisen Grafschaft Bentheim und Kleve: Hier leben be-
sonders viele Personen aus den benachbarten Niederlanden.

e Dainden ostdeutschen Flachenldndern der Ausldanderanteil generell in vielen Krei-
sen vergleichsweise niedrig ist, sind dort Schutzsuchende aus Staaten wie Syrien,
die im Zuge der Fliichtlingskrise auf die einzelnen Kreise verteilt wurden, verhalt-
nismafig starker vertreten als in anderen Regionen. Bezogen auf die gesamte aus-
landische Bevdlkerung fallt der Anteil der Syrerinnen und Syrer in vielen Kreisen in
den neuen Landern besonders hoch aus — am hochsten in den Landkreisen Stendal
(Sachsen-Anhalt) und Gera, Stadt (Thiiringen; jeweils 29 Prozent).

e Schutzsuchende nach dem Ausldanderzentralregister: Oftmals ist der Anteil der
Schutzsuchenden an der auslandischen Bevélkerung in den Kreisen besonders
hoch, in denen generell eher wenige Auslanderinnen und Ausldander leben. Die vier
Landkreise Elbe-Elster und Oder-Spree in Brandenburg sowie Mansfeld-Siidharz
und Stendal in Sachsen-Anhalt verzeichneten 2016 mit jeweils tiber 50 Prozent
deutschlandweit die hdchsten Anteile.

e Auslanderinnen und Auslander am Arbeitsmarkt nach der Statistik der Bundes-
agentur fiir Arbeit: Die Beschdftigungsquote von Auslanderinnen und Auslandern
fallt in vielen Kreisen in Stiddeutschland hoher aus als im Rest der Bundesrepublik.
Am hochsten lag sie im Juni 2016 im Landkreis Dingolfing-Landau (71 Prozent). Die
hohen Anteile im Siiden sind unter anderem darauf zuriickzufiihren, dass die Be-
schéaftigungsquote dort generell relativ hoch ist. AuRerdem leben in Siiddeutsch-
land anteilig mehr Auslanderinnen und Auslander, die sich schon seit vielen Jahren
in Deutschland aufhalten und entsprechend gut in den Arbeitsmarkt integriert sind.

Das Kartenangebot ldasst sich in jede Webseite einbetten. Der hinter der Anwendung
liegende Datensatz kann als tsv-Datei heruntergeladen werden.
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Fachspezifisches im Fokus
Bevidlkerung

Schutzsuchende in Deutschland am Jahresende 2016

Am 31.12.2016 waren 1,6 Millionen Schutzsuchende in

Deutschland registriert, das waren 16 Prozent der auslandi-
Bevdlkerung und Emerbstatgkeit schen Bevolkerung. Auf Basis des Auslanderzentralregisters
Pirirer WO (AZR) stieg die Zahl der Schutzsuchenden seit dem Jahresende
2014 um 851 000 (+ 113 Prozent). Schutzsuchende sind Aus-
landerinnen und Auslander, die sich unter Berufung auf hu-
manitdre Griinde in Deutschland aufhalten. Dazu zahlen bei-
spielsweise Personen, die sich noch im Asylverfahren befin-
den, anerkannte Fliichtlinge nach der Genfer Konvention, sub-
sididr Schutzberechtigte sowie abgelehnte Asylbewerberinnen
und Asylbewerber, die sich weiterhin in Deutschland aufhal-
ten. 392 000 Auslénderinnen und Auslander bleiben unbe-
riicksichtigt, weil sich auf Basis der Angaben im AZR derzeit
nicht eindeutig bestimmen ldsst, ob es sich um Schutzsuchende handelt oder nicht.

Statistisches

2016

Schutzsuchende lassen sich nach dem so genannten Schutzstatus unterscheiden.
Schutzsuchende, iiber deren Asylantrag noch nicht entschieden wurde, haben einen
offenen Schutzstatus. Am Jahresende 2016 waren dies 573 000 (36 Prozent). 872 000
Schutzsuchende (54 Prozent) verfiigten (iber einen humanitdren Aufenthaltstitel und
damit iiber einen anerkannten Schutzstatus. Uberwiegend war diese Anerkennung
jedoch nur befristet (600 000). Bei 158 000 Schutzsuchenden wurde der Antrag auf
Asyl abgelehnt. Diese Personen waren daher ohne Schutzstatus und grundsatzlich
ausreisepflichtig. Bei 75 Prozent (118 000) war diese Ausreisepflicht aufgrund einer
Duldung jedoch voriibergehend ausgesetzt.

Die Zahl der Schutzsuchenden ist von 2014 bis 2016 in den neuen Landern (ohne
Berlin) um 153 Prozent gestiegen. Der prozentuale Anstieg fiel damit starker aus als in
den alten Bundesldandern (mit Berlin) mit + 107 Prozent. In den neuen Landern (ohne
Berlin) ist der Anstieg grofier, weil hier im Jahr 2014 anteilig sehr viel weniger Schutz-
suchende registriert waren als in den alten Ldndern. Den groften prozentualen Zu-
wachs gab es in Brandenburg (+ 180 Prozent), den niedrigsten in Hamburg (+ 73 Pro-
zent). In absoluten Zahlen lebte 2016 die groBe Mehrheit (85 Prozent) der Schutzsu-
chenden in den alten Bundesldndern (mit Berlin) — die meisten in Nordrhein-Westfalen
(429 000 Personen oder 27 Prozent aller Schutzsuchenden), die wenigsten in Bremen
(23 000 Personen oder 1 Prozent). Der Anteil der Schutzsuchenden an allen Auslidnde-
rinnen und Ausldndern war in Sachsen-Anhalt mit 37 Prozent am héchsten und in Bay-
ern mit 11 Prozent am niedrigsten.

Diese und weitere Ergebnisse, auch auf Kreisebene, bietet die Fachserie 1, Reihe 2.4
~Schutzsuchende — Ergebnisse des Auslanderzentralregisters” sowie das interaktive
Kartenangebot mit regionalen Daten zu Migration und Integration und das spezifische
interaktive Kartenangebot zu Schutzsuchenden. Ergebnisse und weiterfiihrende Infor-
mationen stehen im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes zur Verfiigung.
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Fachspezifisches im Fokus
Bildung und Kultur @

Ausschuss fiir die Hochschulstatistik begutachtete
die Umsetzung des neuen Hochschulstatistikgesetzes

Am 3. November fand die 75. Sitzung des Ausschusses fiir die Hochschulstatistik in
Wiesbaden statt. Schwerpunktthema war die Implementierung der Novelle des Hoch-
schulstatistikgesetzes (HStatG), die zum 1. Mdrz 2016 in Kraft getreten war. Mit dem
Ziel, die veranderte Hochschullandschaft der letzten Jahre empirisch valide abzubilden
und so den Lieferverpflichtungen an Eurostat Rechnung zu tragen und der Hochschul-
politik sowie der Hochschulplanung die erforderlichen statistischen Datengrundlagen
bereitstellen zu konnen, wurden unter anderem die Merkmalskataloge der bestehen-
den Statistiken zum Hochschulpersonal sowie zu Studierenden und Priifungen ab dem
Sommersemester angepasst.

Einzelne Rechtsanpassungen auf Lander und Hochschulebene stehen noch aus

Mittlerweile liegen fiir die Hochschulpersonalstatistik erste Ergebnisse der angepass-
ten Erhebung (Stichtag 1.12.2016) vor. Die erstmals zum Sommersemester 2017 mit
angepasstem Merkmalskatalog erhobenen Angaben der Studierenden- und Priifungs-
statistik werden derzeit aufbereitet. In beiden Statistiken haben sich hinsichtlich der
neuen Merkmale, insbesondere infolge nicht rechtzeitig angepasster landes- oder
hochschulbezogener Verordnungen zur Umsetzung der HStatG-Novelle, Liicken erge-
ben. Der Hochschulstatistikausschuss hat bekraftigt, dass nach dem geltenden HStatG
alle neuen Merkmale zur Hochschulpersonalstatistik sowie zur Studierenden-
/Priifungsstatistik fiir das gesamten Personal und alle Studierenden zu erheben und zu
liefern sind. Er hat daher die zustandigen obersten Landesbehdérden gebeten, auf die
Berichtsstellen einzuwirken, dass zum ndchsten Berichtszeitraum die Angaben zu den
neuen Merkmalen zur Hochschulpersonalstatistik sowie zur Studierenden- und Prii-
fungsstatistik vollstdndig an die amtliche Statistik tibermittelt werden.

Erst kurz bevor stehen die ersten Erhebungen zu den neu eingefiihrten Erhebungen
tiber Promovierende, Berufsakademien und der Hochschulrate. Fiir die ebenfalls neu
eingefiihrte Studienverlaufsstatistik, die auf Basis einer derzeit im Statistischen Bun-
desamt eingerichteten zentralen Datenbank durchgefiihrt werden soll, hat der Aus-
schuss dem vorgelegten Standardverdffentlichungsprogramm zugestimmt. Erste Aus-
wertungen zu Hochschul- und Studiengangwechslern sowie zu Ubergéngen vom Ba-
chelor zum Master auf Basis der Studienverlaufsdatenbank sind fiir das erste Halbjahr
2019 geplant. Nach ausreichender Befiillung der Datenbank werden auch Auswertun-
gen zu Studienerfolg und Studienabbruch moglich sein.

Geheimhaltungsverfahren fiir die Hochschulstatistiken festgelegt

Der Ausschuss befasste sich zudem intensiv mit dem kiinftigen einheitlichen Geheim-
haltungsverfahren fiir die Hochschulstatistiken, mit dem in der geplanten Auswer-
tungsdatenbank eine vollautomatisierte Geheimhaltung der Ergebnisse erreicht wer-
den soll. Das novellierte HStatG hat das Statistische Bundesamt mit der Einrichtung
und dem Betrieb einer zentralen Auswertungsdatenbank fiir die Hochschulstatistiken
beauftragt. In der Basisversion steht die Auswertungsdatenbank nur den statistischen
Amtern fiir ihre Standardaufbereitungen und Sonderauswertungen zur Verfiigung. In
einer Ausbaustufe soll die Datenbank dann auch fiir Externe gedffnet werden.

Der Hochschulstatistikausschuss folgte den Empfehlungen des Statistischen Bundes-
amtes und sprach sich fiir das vom australischen Statistikamt entwickelte Verfahren
der posttabularen stochastischen Uberlagerung (ABS-Verfahren) aus.
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Revision der Fachersystematiken der Hochschulstatistik

Der Ausschuss beschloss, die Mitglieder einer neu einzurichtenden Arbeitsgruppe, die
bis 2019 die Fachersystematiken auf Revisionsbedarf priifen und mogliche Ande-
rungsvorschlage vorlegen soll, aus im Hochschulstatistikausschuss vertretenen Insti-
tutionen zu rekrutieren und dabei auch Vertreter der Lander einzubeziehen. Bei Bedarf
soll die Arbeitsgruppe externe Expertise hinzuziehen diirfen.

Zudem hat der Ausschuss Richtlinien fiir gute wissenschaftliche Praxis im Ausschuss
fiir die Hochschulstatistik und seinen Arbeitsgruppen beschlossen, die auf dem Ver-
haltenskodex fiir europdische Statistiken sowie den Prinzipien des wissenschaftlichen
Arbeitens basieren.

Uberpriifung der FuE-Koeffizienten fiir die Hochschulen

Der Ausschuss fiir die Hochschulstatistik hat, basierend auf einer teils quantitativen,
teils qualitativen Uberpriifung der bisherigen FuE-Koeffizienten empfohlen, die zukiinf-
tigen FuE-Koeffizienten fiir Universitaten, Pddagogische und Theologische Hochschu-
len mit Hilfe von Forschungsanteilen statt mit Hilfe der bisherigen Parameter zu be-
rechnen und alle zwei Jahre anhand der aktuellen Personalstruktur anzupassen. Zu-
dem soll der FuE-Koeffizient fiir Fachhochschulen auf 15 Prozent angehoben, fiir
Kunsthochschulen dagegen bei 15 Prozent und fiir Verwaltungsfachhochschulen bei 5
Prozent belassen werden. Zudem wurde empfohlen, die FuE-Koeffizienten entspre-
chend den Richtlinien des Frascati-Manuals alle fiinf Jahre zu tberpriifen.

Erste bundesweite Musikfestivalstatistik veroffentlicht —
Festivalzeit in Deutschland

Das Hessische Statistische Landesamt hat die Ergebnisse einer Erhebung unter den
Veranstaltern der bedeutendsten Musikfestivals und -festspiele in Deutschland im Jahr
2015 vorgelegt. Demnach ist der Juli die Festivalzeit schlechthin in Deutschland. Wie
das Hessische Statistische Landesamt mitteilt, bot gut ein Drittel aller Musikfestivals
und -festspiele 2015 mindestens eine Veranstaltung im Juli an — mehr als in jedem
anderen Monat. Den gréfiten Anteil unter allen Veranstaltungen hatten die Rock- (12,0
Prozent) sowie die Barock/Klassik-Festivals und -Festspiele (11,7 Prozent). Etwas we-
niger hdufig war Jazz der dominierende Musikstil (8,0 Prozent).

Kombinationen aus Rock- und Popmusik (35,6 Prozent aller Veranstaltungen mit min-

destens zwei Musikrichtungen), Rock und Punk (24,7 Prozent) sowie Jazz und Weltmu-
sik (20,6 Prozent) waren besonders beliebt. Durchschnittlich konnten die Besucherin-
nen und Besucher einer Veranstaltung vier verschiedene Genres horen.

Der Besuch kostete 2015 im Durchschnitt 24,22 Euro. Dabei reichte der durchschnittli-
che Eintrittspreis von 16,13 Euro bei den Bluesfestivals bis zu 53,30 Euro fiir Veran-
staltungen, die vorrangig Opern oder Operetten darboten. Insgesamt besuchten rund
32 Millionen Menschen die Musikfestivals und -festspiele.

Die Erhebung wurde vom Hessischen Statistischen Landesamt im Rahmen des Projek-
tes ,Aufbau einer bundeseinheitlichen Kulturstatistik” im Auftrag der Kultusminister-
konferenz sowie der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien durchge-
fiihrt.

Die Gemeinschaftsveroffentlichung ,,Musikfestivals und -festspiele in Deutschland*
steht unter www.statistik-portal.de kostenfrei zum Download zur Verfiigung.
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Soziale Mindestsicherung am Jahresende 2016

Zum Jahresende 2016 erhielten in Deutschland knapp 7,9 Millionen Menschen soziale
Mindestsicherungsleistungen. Das waren 1,6 Prozent weniger Empfangerinnen und
Empfanger als Ende 2015. Damals hatten knapp 8,0 Millionen Menschen soziale Min-
destsicherungsleistungen erhalten.

Die Transferleistungen der sozialen Mindestsicherungssysteme sind finanzielle Hilfen
des Staates, die zur Sicherung des grundlegenden Lebensunterhalts dienen. Dazu
zdhlen folgende Leistungen:

e Knapp 6,0 Millionen Menschen erhielten Ende 2016 Gesamtregelleistungen (Ar-
beitslosengeld 11/Sozialgeld) nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il
»Grundsicherung fiir Arbeitsuchende“; so genanntes Hartz IV). Gegeniiber dem Vor-
jahr stieg damit die Anzahl der Regelleistungsberechtigten um 2,3 Prozent.

e Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII ,Sozialhilfe“
erhielten gut 1,0 Millionen Menschen. Die Anzahl ging damit gegeniiber dem Vor-
jahrum 1,2 Prozent zuriick.

e Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) bekamen rund
728 000 Menschen. Dies entspricht einem Riickgang von 25,3 Prozent. Der Riick-
gang beruht insbesondere auf der hohen Zahl abgeschlossener beziehungsweise
entschiedener Asylverfahren. Die betroffenen Personen erfiillen nicht mehr die Leis-
tungsvoraussetzungen des AsylbLG.

e Rund 133 000 Menschen bezogen Hilfe zum Lebensunterhalt auBerhalb von Ein-
richtungen nach dem SGB XII ,,Sozialhilfe“. Gegeniiber dem Vorjahr sank deren An-
zahlum 2,7 Prozent.

Tabellen und Informationen zu den Mindestsicherungsleistungen in Deutschland —
unter anderem nach Leistungssystemen — fiir 2006 bis 2016 sowie zu weiteren Ar-
muts- und Sozialindikatoren stehen unter www.amtliche-sozialberichterstattung.de zur
Verfligung.

Wohngeld am Jahresende 2016

Am Jahresende 2016 bezogen in Deutschland rund 631 000 Haushalte Wohngeld. Das
waren 1,5 Prozent aller privaten Haushalte.

Wohngeld wird einkommensschwdcheren Haushalten gewahrt, damit diese die Wohn-
kosten fiir angemessenen und familiengerechten Wohnraum tragen kdnnen. In Meck-
lenburg-Vorpommern waren die privaten Haushalte mit einem Anteil von 3,3 Prozent
am hdufigsten auf Wohngeld angewiesen, am seltensten in Bayern mit einem Anteil
von 0,9 Prozent.

Am Jahresende 2015 hatten nur rund 460 000 Haushalte Wohngeld bezogen, was
einem Anteil von 1,1 Prozent aller Privathaushalte entsprochen hatte. Der Anstieg der
Zahl der Wohngeldhaushalte ist wesentlich auf die Wohngeldreform 2016 und der
damit verbundenen Anpassung des Wohngeldes an die Mieten- und Einkommensent-
wicklung seit der Wohngeldreform 2009 zuriickzufiihren. Neben dem Anstieg der Brut-
tokaltmieten und der Einkommen wurde bei der Erhhung der Tabellenwerte auch der
Anstieg der warmen Nebenkosten und damit der Bruttowarmmieten insgesamt beriick-
sichtigt. Von der Erh6hung des Wohngeldes profitieren insbesondere Familien sowie
Rentnerinnen und Rentner.
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Ende 2016 hatten in rund 94 Prozent der Wohngeldhaushalte alle Haushaltsmitglieder
einen Anspruch auf Wohngeld (sogenannte reine Wohngeldhaushalte). 6 Prozent der
Wohngeldhaushalte waren wohngeldrechtliche Teilhaushalte, in denen Personen mit
und ohne Wohngeldanspruch wohnten. Ende 2016 betrug der durchschnittliche mo-
natliche Wohngeldanspruch von reinen Wohngeldhaushalten 157 Euro, von wohngeld-
rechtlichen Teilhaushalten 145 Euro.

2016 gaben Bund und Lander zusammen 1 146,7 Millionen Euro fiir Wohngeld aus,
das entspricht im Vergleich zu 2015 einem Anstieg von 68 Prozent. Damals hatten die
gezahlten Wohngeldbetrdge bei 680,8 Millionen Euro gelegen.

Rein rechnerisch wendete der Staat im Jahr 2016 bundesweit 14 Euro je Einwohner fiir
Wohngeld auf. Am hochsten waren die durchschnittlichen Wohngeldausgaben je Ein-
wohner in Mecklenburg-Vorpommern mit 25 Euro, am geringsten in Bayern und im
Saarland mit jeweils 8 Euro.

Basisdaten konnen {iber die Tabelle ,,Empfangerhaushalte von Wohngeld“ in der
GENESIS-Online Datenbank abgerufen werden.

Anstieg der Verfahren zur Kindeswohlgefahrdung

Die Jugendamter in Deutschland fiihrten im Jahr 2016 rund 136 900 Verfahren zur
Einschdtzung der Gefahrdung des Kindeswohls durch. Dies bedeutet einen Anstieg um
5,7 Prozent gegeniiber dem Vorjahr.

Von allen Verfahren bewerteten die Jugenddmter 21 600 eindeutig als Kindeswohlge-
fahrdungen (,akute Kindeswohlgefahrdung®). Hier gab es gegeniiber 2015 einen An-
stieg um 3,7 Prozent. Bei 24 200 Verfahren (+ 0,1 Prozent) konnte eine Gefdhrdung
des Kindes nicht ausgeschlossen werden (,,latente Kindeswohlgefahrdung®). In rund
46 600 Fallen (+ 8,0 Prozent) kamen die Fachkrdfte des Jugendamtes zu dem Ergebnis,
dass zwar keine Kindeswohlgefahrdung, aber ein weiterer Hilfe- oder Unterstiitzungs-
bedarf vorlag. In fast ebenso vielen Féllen (44 500) wurde weder eine Kindeswohlge-
fahrdung noch weiterer Hilfebedarf festgestellt (+ 7,8 Prozent).

Die meisten der rund 45 00 Kinder, bei denen eine akute oder latente Kindeswohlge-
fahrdung vorlag, wiesen Anzeichen von Vernachldssigung auf (61,1 Prozent). In 28,4
Prozent der Falle wurden Anzeichen fiir psychische Misshandlung festgestellt. Etwas
seltener (25,7 Prozent) wiesen die Kinder Anzeichen fiir kérperliche Misshandlung auf.
Anzeichen fiir sexuelle Gewalt wurden in 4,4 Prozent der Félle von Kindeswohlgefahr-
dung festgestellt. Mehrfachnennungen waren moglich.

Die Gefahrdungseinschatzungen wurden in etwa gleich haufig fiir Jungen und Madchen
durchgefiihrt. Kleinkinder waren bei den Verfahren zur Einschatzung der Gefdahrdung
des Kindeswohls besonders betroffen. Beinahe jedes vierte Kind (23,2 Prozent), fur
das ein Verfahren durchgefiihrt wurde, hatte das dritte Lebensjahr noch nicht vollen-
det. Drei- bis fuinfjahrige Kinder waren wie im Vorjahr von einem Fiinftel (19,4 Prozent)
der Verfahren betroffen. Kinder im Grundschulalter (6 bis 9 Jahre) waren mit 22,7 Pro-
zent beteiligt. Mit zunehmendem Alter nehmen die Gefahrdungseinschdtzungen ab:
Kinder im Alter von 10 bis 13 Jahren hatten einen Anteil von 18,7 Prozent an den Ver-
fahren, Jugendliche (14 bis 17 Jahre) nur noch von 16,0 Prozent.

Am hadufigsten machten Polizei, Gericht oder Staatsanwaltschaft das Jugendamt auf
eine mogliche Kindeswohlgefdahrdung aufmerksam, und zwar bei 22,1 % der Verfah-
ren. Bei 12,9 Prozent kamen die Hinweise von Schulen oder Kindertageseinrichtungen,
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bei 11,6 Prozent waren es Bekannte oder Nachbarn. Gut jeden zehnten Hinweis (10,4
Prozent) erhielten die Jugenddamter anonym.

Eine Kindeswohlgefahrdung liegt vor, wenn eine erhebliche Schadigung des korperli-
chen, geistigen oder seelischen Wohls des Kindes droht oder vorliegt. Erhalt das Ju-
gendamt Kenntnis davon, so muss es im Rahmen seines Schutzauftrags Gefahrdungs-
risiko und Hilfebedarf unter Beteiligung von Fachkraften abschétzen (§ 8a SGB VilI).

Weitere Informationen zur Kinder- und Jugendhilfe sind unter
www.destatis.de » Zahlen&Fakten » Gesellschaft&Staat » Soziales verfiigbar.

Jugenddmter leiten immer hdufiger Heimerziehung ein

Fiir 53 300 Kinder oder Jugendliche in Deutschland haben die Jugenddamter im Jahr
2016 eine Erziehung in einem Heim oder in einer anderen betreuten Wohnform einge-
leitet. Das waren 20 Prozent mehr neue Heimerziehungen als im Vorjahr. Im Vergleich
zu 2014 betrug der Zuwachs sogar 50 Prozent.

Besonders stark war der Anstieg in der Altersgruppe der mannlichen 16- und 17-Jahri-
gen: Hier hat sich die Zahl der begonnenen Heimerziehungen von 7 000 im Jahr 2014
tiber 14 400 im Jahr 2015 auf 21 600 mehr als verdreifacht. Damit stellten diese Alters-
jahrgdnge mehr als die Halfte (57 Prozent) aller begonnenen Hilfen fiir Jungen und
junge Manner. Ein Grund fiir das Plus diirfte die hohe Zahl der unbegleiteten min-
derjdhrigen Fliichtlinge der letzten Jahre sein.

Kinder, die zu ihrem eigenen Schutz oder aufgrund widriger Umstdnde nicht mehrin
der Familie versorgt werden kdonnen, haben nach Artikel 20 der UN-Kinderrechtskon-
vention Anspruch auf staatlichen Schutz und Beistand. Dazu zdhlt auch ihre Betreuung
in Heimen oder anderen Wohnformen. Nach Artikel 22 der Konvention gilt dies gleich-
ermafien fur Fliichtlingskinder, die von der Familie getrennt leben.

Weitere Ergebnisse zur Heimerziehung oder anderen Hilfen zur Erziehung und damit
auch zur Umsetzung diverser UN-Kinderrechte in Deutschland stehen unter
www.destatis.de » Zahlen&Fakten » Gesellschaft&Staat » Soziales zur Verfiigung.

Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen

Im Jahr 2016 erhielten in Deutschland knapp 895 000 Personen Eingliederungshilfe fiir
behinderte Menschen nach dem 6. Kapitel des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XII). Die Zahl der Empfangerinnen und Empfanger stieg gegeniiber dem Vorjahr
um 1,3 Prozent.

Die Eingliederungshilfe soll eine drohende Behinderung abwenden, eine vorhandene
Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder mildern und Menschen mit Behin-
derungen in die Gesellschaft eingliedern. Im Jahr 2016 waren die Empfangerinnen und
Empféanger von Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen im Durchschnitt 34 Jahre
alt. Fiir die Leistungen der Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen wurden rund
16,5 Milliarden Euro netto im Jahr 2016 aufgewendet.

Basisdaten und lange Zeitreihen kénnen tber die Tabellen Empfanger von Leistungen
nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XIl in der Datenbank GENESIS-Online abgerufen wer-
den. Ergebnisse und weiterfithrende Informationen stehen unter

www.destatis.de » Zahlen&Fakten » Gesellschaft&Staat » Soziales zur Verfiigung.
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Mehr Krankenhausentbindungen bei niedrigerer
Kaiserschnittrate

Die Zahl der Krankenhausentbindungen in Deutschland hat sich im Jahr 2016 gegen-
Uber dem Vorjahr um 6,3 Prozent auf 761 777 erhoht. Das war der fiinfte Anstieg in
Folge. Im Vergleich zu 2011 entspricht das einer Zunahme um 18,6 Prozent. Im glei-
chen Zeitraum ist der Anteil der Frauen, die per Kaiserschnitt entbunden haben von
32,2 Prozent auf 30,5 Prozent gesunken.

Entgegen dem Trend zu insgesamt leicht niedrigeren Kaiserschnittraten nahm der An-
teil der Kaiserschnittentbindungen gegentiber 2015 in Bayern (+ 0,4 Prozentpunkte), in
Mecklenburg-Vorpommern (+ 0,3) und in Sachsen-Anhalt (+ 1,0) zu. Im Landerver-
gleich war die Kaiserschnittrate im Saarland mit 38,4 Prozent am hdchsten. Die we-
nigsten Kaiserschnittentbindungen wurden mit 23,8 Prozent in Sachsen vorgenom-
men.

Andere Geburtshilfen wurden auch 2016 nur selten angewandt: Eine Saugglocke (Va-
kuumextraktion) wurde bei 5,9 Prozent der Entbindungen eingesetzt, eine Geburtszan-
ge bei 0,4 Prozent der Entbindungen.

Im Jahr 2016 fiihrten 690 von 1 951 Krankenhadusern in Deutschland Entbindungen
durch, das entspricht einem Anteil von 35,4 Prozent. Im Vorjahr hatte der Anteil bei
36,2 Prozent gelegen.

776 883 Kinder (einschlieflich Zwillings- und Mehrlingsgeburten) wurden im Jahr 2016
im Krankenhaus geboren, 46 083 (6,3 Prozent) mehr als im Jahr 2015. Der Anteil der
lebend geborenen Kinder betrug in beiden Jahren 99,7 Prozent.

Ausfiihrliche Ergebnisse der Krankenhausstatistik 2016 differenziert nach Kranken-
haustypen sowie nach Ldandern enthdlt die Fachserie 12, Reihe 6.1.1 ,,Grunddaten der
Krankenhduser“. Weitere Ergebnisse konnen auch tiber die Datenbank der Gesund-
heitsberichterstattung des Bundes abgerufen werden.

Stationdre Krankenhauskosten 2016 ge-
ceem _O82° - gti@gen

Die Kosten der stationdren Krankenhausversorgung betrugen
im Jahr 2016 rund 87,8 Milliarden Euro. Das waren 4,3 Pro-
zent mehrals im Jahr 2015 (84,2 Milliarden Euro).

Umgerechnet auf rund 19,5 Millionen Patientinnen und Pati-
enten, die 2016 vollstationdr im Krankenhaus behandelt
wurden, lagen die stationdren Krankenhauskosten je Fall bei
durchschnittlich 4 497 Euro und damit um 2,7 Prozent héher
als im Jahr zuvor (4 378 Euro).

2016

Die Gesamtkosten der Krankenhduser beliefen sich im Jahr
2016 auf 101,7 Milliarden Euro (2015: 97,3 Milliarden Euro). Sie setzten sich im We-
sentlichen aus den Personalkosten von 61,1 Milliarden Euro (+ 4,4 Prozent gegeniiber
2015), den Sachkosten von 37,9 Milliarden Euro (+ 4,7 Prozent) sowie den Aufwen-
dungen fiir den Ausbildungsfonds von 1,4 Milliarden Euro (+ 6,3 Prozent) zusammen.
Weitere 1,3 Milliarden Euro entfielen auf Steuern, Zinsen und dhnliche Aufwendungen
sowie auf Kosten der Ausbildungsstatten.
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In den Gesamtkosten waren Ausgaben fiir nichtstationare Leistungen (unter anderem
Kosten fiir die Ambulanz sowie fiir wissenschaftliche Forschung und Lehre) in Hohe
von 13,8 Milliarden Euro enthalten.

Die durchschnittlichen stationdren Kosten je Fall waren in Brandenburg mit 4 055 Euro
am niedrigsten und in Hamburg mit 5 232 Euro am héchsten. Diese regionalen Unter-
schiede sind auch strukturell bedingt: Sie werden vom Versorgungsangebot sowie von
der Art und Schwere der behandelten Erkrankungen beeinflusst.

Die deutlichste Steigerung der stationdren Kosten je Fall im Vergleich zum Vorjahr gab
es in Sachsen mit + 5,1 Prozent. Im Saarland gab es einen geringfiigigen Riickgang der
Kosten um 0,1 Prozent.

Ausfiihrliche Ergebnisse der Krankenhausstatistik, differenziert nach Krankenhausty-
pen sowie nach Landern, enthélt die Fachserie 12, Reihe 6.3 ,,Kostennachweis der
Krankenhduser“. Weitere Ergebnisse konnen auch iiber die Datenbank der Gesund-
heitsberichterstattung des Bundes abgerufen werden. Ergebnisse und weiterfiihrende
Informationen stehen ebenfalls im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes zur
Verfligung.
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Im Jahr 2016 gab es rund 5,2 Millionen
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren

Im Jahr 2016 erledigten Staatsanwaltschaften in Deutschland insgesamt rund 5,2 Mil-
lionen Ermittlungsverfahren. Das waren 3,9 Prozent mehr als im Jahr 2015 (rund 5,0
Millionen Verfahren). Dieser Zuwachs an Erledigungen entspricht in etwa dem Zuwachs
der Neuzugdnge an Ermittlungsverfahren (+ 3,8 Prozent). Von den erledigten staatsan-
waltschaftlichen Verfahren endeten 19,4 Prozent mit Anklage beziehungsweise Straf-
befehlsantrag, 59,7 Prozent mit einer Verfahrenseinstellung und 20,9 Prozent auf an-
dere Art.

Rund ein Drittel (33,4 Prozent) aller erledigten Verfahren im Jahr 2016 bezogen sich
auf Eigentums- und Vermogensdelikte. Darauf folgten StraBenverkehrsdelikte mit 16,7
Prozent sowie Straftaten gegen das Leben und die kérperliche Unversehrtheit mit 9,0
Prozent.

Aufenthaltsbezogene Delikte waren im Jahr 2016 in 8,5 Prozent aller Verfahren Gegen-
stand der Ermittlung, wahrend der Anteil im Vorjahr 7,5 Prozent und im Jahr 2014 noch
3,7 Prozent betragen hatte. Die Statistik erfasst als aufenthaltshezogene Delikte die
Einschleusung von Ausldanderinnen und Ausldndern sowie Straftaten nach dem Auf-
enthalts-, dem Asylverfahrensgesetz sowie dem Freiziigigkeitsgesetz/EU. Polizei und
Staatsanwaltschaften sind gesetzlich verpflichtet, in Verdachtsfallen auf fehlende oder
ungiiltige Aufenthaltstitel zu ermitteln.

Als Strafverfolgungsbehdorde liegt es in der Zustdandigkeit der Staatsanwaltschaften im
Rahmen des Ermittlungs- beziehungsweise Vorverfahrens im Strafprozessrecht Strafta-
ten zu verfolgen und die entsprechenden Ermittlungen zu leiten. Sie haben dabei so-
wohl be- als auch entlastende Sachverhalte zu ermitteln. Wenn die Ermittlungen zu
hinreichendem Tatverdacht filhren, erheben Staatsanwaltschaften als Anklagebehorde
die offentliche Klage beim zustdndigen Gericht und vertreten im Fall einer gerichtlichen
Hauptverhandlung die Anklage. Uber Anfall und Erledigung von Ermittlungsverfahren in
Deutschland informiert jahrlich die Justizgeschaftsstatistik der Staats- und Amtsan-
waltschaften. Danach war im Jahr 2016 {iber alle Einzelfallentscheidungen hinweg die
statistisch hdufigste Erledigungsart nicht die Anklage, sondern wie im Vorjahr die Ver-
fahrenseinstellung. So machten Einstellungen mit Auflage (3,4 Prozent), Einstellungen
ohne Auflage (29,1 Prozent) und Einstellungen mangels Tatverdacht (26,9 Prozent)
oder Schuldunfahigkeit (0,2 Prozent) zusammen 59,7 Prozent aller staatsanwaltschaft-
lichen Verfahrenserledigungen aus.

Diese und weitere Ergebnisse stehen im Internetangebot des Statistischen Bundesam-
tes sowie in der Fachserie 10 Reihe 2.6 ,,Staatsanwaltschaften“ zur Verfiigung.

Weniger rechtskraftig verurteilte Personen im Jahr 2016

Im Jahr 2016 verurteilten Gerichte in Deutschland insgesamt 737 873 Personen
rechtskraftig wegen eines strafrechtlichen Verbrechens oder Vergehens. Das waren
1 614 Personen beziehungsweise 0,2 Prozent weniger als im Vorjahr (739 487).

Wie im Vorjahr war die Verhdngung einer Geldstrafe die hdufigste Sanktionsart. So
wurden 568 314 Personen zu einer Geldstrafe und 107 831 zu einer Freiheitsstrafe
oder einem Strafarrest nach allgemeinem Strafrecht verurteilt. Bei weiteren 61 728
Personen wandten die Gerichte das Jugendstrafrecht an. Davon erhielten 10 033 Per-
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sonen eine Jugendstrafe, bei 43 901 wurden Zuchtmittel und bei 7 794 Erziehungs-
mafiregeln nach dem Jugendgerichtsgesetz verhdngt.

Hinsichtlich der Deliktart machten Straftaten im StraBenverkehr im Jahr 2016 rund ein
Fiinftel aller rechtskraftigen Verurteilungen aus. 154 331 Personen wurden wegen
einer Straftat im Strafenverkehr verurteilt, das waren 2,2 Prozent mehr als im Vorjahr.
Noch nicht Gegenstand der Verurteilungen im Jahr 2016 ist die mit Wirkung zum 13.
Oktober 2017 neu in das Strafgesetzbuch (StGB) eingefiihrte Vorschrift nach § 315d,
nach der die Teilnahme an einem nicht genehmigten Kraftfahrzeugrennen ein Straftat-
bestand ist.

Insgesamt wurden 480 647 Straftaten nach dem StGB (ohne Delikte im StraBenver-
kehr) im Jahr 2016 rechtskréftig verurteilt, darunter 138 795 in der Deliktgruppe Dieb-
stahl- und Unterschlagung (- 0,4 Prozent) und 159 305 in der Deliktgruppe Betrug und
Untreue (- 5,5 Prozent).

Rund 8,2 Prozent der gerichtlichen Schuldspriiche erfolgten im Jahr 2016 wegen Ver-
letzungen des Rechtsguts auf kdrperliche Unversehrtheit. Es gab 60 663 rechtskraftige
Verurteilungen wegen Kdrperverletzung. Dies waren 399 Personen beziehungsweise
0,7 Prozent mehr als im Vorjahr.

Neben dem StGB und dem StraBenverkehrsgesetz (StVG) existieren in Deutschland
noch weitere Gesetze, die Strafvorschriften enthalten. Im Jahr 2016 wurden 102 895
Personen wegen der Verletzung anderer Gesetze verurteilt, darunter am hdufigsten
wegen VerstéRen gegen das Betdubungsmittelgesetz (BtMG). Im Jahr 2016 waren es
57 539 und damit 3,0 Prozent mehr als im Vorjahr.

Weitere Daten und Daten zu zuriickliegenden Berichtsjahren kénnen in der Tabelle
,Verurteilte nach Art der Straftat® in der Datenbank GENESIS-Online abgerufen werden.
Ergebnisse und weiterfiihrende Informationen stehen im Internetangebot des Statisti-
schen Bundesamtes zur Verfiigung.
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China-Kooperation - Fortsetzung der Teilprojekte Baustatis-
tik und Wohnimmobilienpreisstatistik

Vom 16. bis 20. Oktober fand in Wiesbaden das zweite Treffen im Deutsch-
Chinesischen Teilprojekt Baustatistik zwischen Vertretern des chinesischen National
Bureau of Statistics (NBS) und ihren Fachkolleginnen und -kollegen aus dem Statisti-
schen Bundesamt statt. An drei Tagen diskutierten die chinesischen Kolleginnen und
Kollegen mit Experten und Expertinnen aus den verschiedenen Fachbereichen unter
der fachlichen Leitung von Dr. Daniel Vorgrimler, Leiter der Gruppe E 2 ,,Industrie, Bau,
Energie”. Im Anschluss fand ein Besuch des Patenlandes fiir die Baustatistiken im
Statistischen Landesamt Baden-Wiirttemberg in Stuttgart statt.

Von links: Xiao Xue (NBS), Sebastian Gardiner (B104), Wang Juan (NBS), Ingo Wagner (E206),
Chen Shuging (NBS), Dr. Daniel Vorgrimler (L E2), Zhang Xiaoguang (Provinzamt Shaanxi),
Zhang Gang (NBS), Jens Dechent (L E206), Xingyue Fdrber (Dolmetscherin).

Die Vertreter der Baustatistik Jens Dechent, Leiter des Referats E 206 ,,Baugewerbe,
Bautatigkeit®, und Ingo Wagner, Referent im Referat E 206, gestalteten den fachlichen
Hauptteil der Beratungen wahrend des Aufenthalts in Wiesbaden beim Statistischen
Bundesamt. Hierbei prasentierte Jens Dechent Methoden zur Entlastung von Aus-
kunftsgebenden in der Baustatistik, den Einsatz von Verwaltungsdaten mit Hilfe des
Mixmodell-Ansatzes und die Rolle des Baugewerbes in der Unternehmensstruktursta-
tistik und Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Ingo Wagner stellte die Berech-
nung der Variablen der Bauwirtschaft in der Unternehmensstrukturstatistik vor. Weite-
re Vortrdge zum Produktionsindex fiir das Baugewerbe und Biirokratiekostenmessung
prasentierten Dr. Claudia Fries, Referentin im Referat E 202 ,,Konjunkturindizes im
Produzierenden Gewerbe, Methodenentwicklung in der Konjunkturstatistik, Saisonbe-
reinigung® und Carsten Hornbach, Leiter des Referats A 304 ,,Ex-ante-Schatzungen,
Datenauswertung, Bilanzierung®.

Im Statistischen Landesamt Baden-Wiirttemberg, welches als Patenland in den
Baustatistiken fungiert, stellten die Kolleginnen und Kollegen die Erhebungsverfahren
und Datenverarbeitung auf Landesebene dar. Der ndchste Experteneinsatz in China ist
fiir das Frithjahr 2018 vorgesehen.
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In der darauffolgenden Woche reisten erstmalig Expertinnen und Experten des Statisti-
schen Bundesamtes zu Beratungen zum Thema Wohnimmobilienpreisstatistik nach
China. Vom 23. bis 27. Oktober diskutierte die deutsche Delegation unter der Leitung
von Michael Kuhn, Leiter der Gruppe D 3 ,,Preise®, mit Vertretern des chinesischen NBS
iber das deutsche und chinesische System der Preisstatistik im Bereich der Wohnim-
mobilien.

Zu Beginn der bilateralen Fachgesprdche prasentierte das NBS ausfiihrlich das aktuel-
le Programm der chinesischen Wohnimmobilienpreisstatistik. Hierbei werden monat-
lich die 70 wichtigsten Stddte in 30 verschiedenen Provinzen erfasst. Von deutscher
Seite gab Michael Kuhn einleitend einen Uberblick iiber die aktuellen Entwicklungen
der Wohnimmobilienpreisstatistik in Deutschland mit besonderem Augenmerk auf die
Herausforderung auf europdischer Ebene. Eva-Maria Diehl und Cordula Schoneich,
beide Referentinnen im Referat D 301 ,,Agrar-, Bau- und Immobilienpreise®, sowie
Timm Behrmann, Referent im Referat D 306 ,,Methoden und Kommunikation in der
Preisstatistik“, stellten die einzelnen Arbeitsschritte bei der Entstehung des Hauser-
preisindexes (HPl)detailliert dar, und zwar anhand von praktischen Beispielen, vom
Dateneingang iiber die Aufbereitung der Daten bis hin zur Berechnung des eigentli-
chen HPI.

Auf besonderen Wunsch des NBS zeigten die deutschen Fachleute auch die Kodierung
der Arbeitsprozesse in SAS. Als Themenschwerpunkte fiir die kommenden Projekt-
maBnahmen sind die Regionalisierung in der deutschen Wohnimmobilienpreisstatistik
und die konkrete Berechnung des Hauserpreisindexes anhand von Beispielen in SAS
vorgesehen. Die chinesische Seite wird dahingehend ein Pilotprojekt starten, in dem
die Implementierung der Hedonik in einer reprasentativen Stadt getestet wird. Die
Fachleute des Statistischen Bundesamtes sollen das Projekt beratend begleiten und
evaluieren.

Im Anschluss an die Fachgesprdche in Peking folgte ein Besuch des Statistikamtes der
Provinz Guangxi in Guilin. Hier erorterte die Delegation mit Vertreterinnen und Vertre-
tern des Provinzamtes die regionale Umsetzung der chinesischen Wohnimmobilien-
preisstatistik.
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Bilanz der Treibhausgasemissionen

Der Bereich der Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forstwirtschaft hat zwar
auch 2015 mehr Treibhausgase von der Umwelt aufgenommen als an die Umwelt ab-
gegeben, allerdings hat sich diese Bilanz seit 2010 verschlechtert. Die Differenz betrug
zwischen Aufnahme und Abgabe (Nettoemissionen) im Jahr 2015 rund - 14,6 Millionen
Tonnen CO,-Aquivalente. 2010 hatte dieser Wert noch bei - 16,4 Millionen Tonnen
gelegen.

Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forstwirtschaft haben einen erheblichen
Einfluss auf die Treibhausgasemissionen Deutschlands. Durch die Art und Weise, wie
wir Land nutzen, beeinflussen wir wesentlich den Kohlenstoff- und Stickstoffhaushalt
unserer Wilder, Acker, Griinldnder, Feuchtgebiete und Siedlungsflichen und somit
deren Emissionsverhalten. Die Pflanzen und Bdden dieser Landnutzungskategorien
konnen dabei Quelle fiir den Ausstof von Treibhausgasen sein, sie konnen aber auch
schéadliche Treibhausgase aus der Luft aufnehmen. Die Kohlenstoffspeicherkapazita-
ten der pflanzlichen Biomasse und der Béden sind enorm, jedoch nur bei nachhaltiger
Bewirtschaftung beziehungsweise in naturnahem Zustand. Dadurch ist die Landnut-
zung eine wichtige Regelgrofe im Kampf gegen den Klimawandel. Die Emissionen aus
dem Landnutzungssektor werden im Rahmen des UN-Klimarahmenabkommens
(UNFCCOQ), des Kyoto-Protokolls und diverser EU-Verordnungen inventarisiert und
tiberwacht.

Insbesondere in der Landnutzungskategorie Wald mit seiner gesamten Waldbiomasse
sowie den Waldbdden wurden auch 2015 mehr Treibhausgase aus der Umwelt aufge-
nommen als an diese abgegeben (- 57,8 Millionen Tonnen). Vor allem bei den land-
wirtschaftlich genutzten Flachen der Kategorien Acker- und Griinland (+ 37,6 Millionen
Tonnen) und der Kategorie Siedlungen (+ 3,5 Millionen Tonnen) ist die Bilanz umge-
kehrt. Wahrend bei Wald und landwirtschaftlichen Flachen die Nettoemissionen tiber
die Jahre relativ konstant waren, hat sich insbesondere bei Siedlungen die Situation
verschlechtert. Getrieben wird dieser Trend durch Umwidmung von Acker- und Griin-
landflachen sowie Wald zu Siedlungszwecken.

Die Emissionsbilanzen im Bereich Landnutzung, Landnutzungsanderung und Forst-
wirtschaft werden jahrlich vom Thiinen-Institut mithilfe von Daten des Statistischen
Bundesamts berechnet und sind Teil der Klimaschutzberichterstattung.

Aufinternationaler Ebene hat die United Nations Economic Commission for Europe
(UNECE) ein Indikatorenset mit Bezug zum Klimawandel entwickelt. Die Emissionen
aus der Landnutzung werden im Indikator Nummer 11 des Indikatorensets abgebildet.
In Deutschland sind fiirinsgesamt 17 der 39 Indikatoren Daten verfiigbar. Das Indika-
torenset zielt darauf ab, durch international vergleichbare Indikatoren die Ursachen,
Folgen und Anpassungsmadglichkeiten des Klimawandels moglichst umfassend zu
beleuchten und zu messen.

Ergebnisse und weiterfiihrende Informationen stehen www.destatis.de » Zah-
len&Fakten » Gesamtwirtschaft&Umwelt > Umwelt > Umweltokonomische Gesamtrech-
nungen zur Verfiigung.
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Weniger Einsatz von ,,Treibhausgas“
bei der Verwendung von Kaltemitteln

Beim Einsatz von Kéaltemitteln haben Unternehmen in Deutschland im Jahr 2016 mit
insgesamt 6 730 Tonnen rund 405 Tonnen weniger als klimawirksam eingestufte Gase
verwendet als 2015.Damit reduziert sich die mittel- bis langfristige klimaschddliche
Emission um rund 1,5 Millionen Tonnen CO,-Aquivalente.

Als Kaltemittel wird liberwiegend der Stoff ,,R 134a“ mit gut 4 100 Tonnen verwendet.
Dieser Stoff tragt 1 430 Mal starker zum Treibhauseffekt bei als CO, und findet meist
Verwendung in geschlossenen Systemen, zum Beispiel in Autoklimaanlagen oder
Kiihlschranken. Daher wird das Kaltemittel haufig mittel- bis langfristig als Emission
freigesetzt. Von ,,R 134a“ wurden 2016 knapp 810 Tonnen weniger verwendet als im
Vorjahr. Damit verminderte sich das Emissionspotenzial dieses Stoffes um rund 1,2
Millionen Tonnen CO,-Aquivalente.

Stark angestiegen ist die Verwendung des Kaltemittels ,,R 1234yf“ von 23 Tonnen im
Jahr 2015 auf 495 Tonnen 2016. Dieser Stoff wird neben anderen Stoffen als Ersatz fiir
R 134a eingesetzt. Da der Stoff aber eine geringe Klimawirksamkeit hat (CO,-
Aquivalent = 4), entspricht die verwendete Menge einem Emissionspotenzial von le-
diglich knapp 2 000 Tonnen CO,-Aquivalente.

Ergebnisse und weiterfiihrende Informationen stehen unter www.destatis.de » Zah-
len&Fakten » Gesamtwirtschaft& Umwelt » Umwelt » Umweltékonomische Gesamtrech-
nungen zur Verfligung.

Anteil der Umweltsteuern an allen Steuereinnahmen
und Sozialabgaben zuriickgegangen

Der Anteil der Umweltsteuern an den gesamten Einnahmen aus Steuern und Sozialbei-
tragen lag in Deutschland im Jahr 2016 bei 4,9 Prozent. Das ist der niedrigste Wert seit
Beginn der Zeitreihe im Jahr 1995.

Die Umweltsteuern setzen sich in Deutschland aus Energie- und Transportsteuern zu-
sammen. Die Energiesteuern umfassen die Einnahmen aus der Energiesteuer (friiher
Mineraldlsteuer), der Stromsteuer, der Kernbrennstoffsteuer sowie den Emissions-
berechtigungen. Die Transportsteuern setzen sich aus Kraftfahrzeugsteuer und Luft-
verkehrssteuer zusammen.

Seit 2010 ist der Anteil der Umweltsteuern fortwdhrend riicklaufig. Ursache ist, dass
sich die gesamten Einnahmen aus Steuern und Sozialversicherung zwischen 2010 und
2016 um durchschnittlich 3,8 Prozent pro Jahr erhéht haben, wahrend die Einnahmen
aus umweltbezogenen Steuern im gleichen Zeitraum nur um durchschnittlich 0,9 Pro-
zent pro Jahr gestiegen sind. Insgesamt ist der Anteil der Umweltsteuern an den Ge-
samteinnahmen aus Steuern und Sozialbeitrdgen von 7,2 Prozent im Jahr 1995 auf 4,9
Prozent im Jahr 2016 zuriickgegangen.

Die Daten zu den Umweltsteuern folgen den Definitionen und der Klassifikation des
System of Environmental Economic Accounts (SEEA), das der Bereitstellung von inter-
national vergleichbaren Statistiken und Indikatoren tiber die Zusammenhéange zwi-
schen Umwelt und Wirtschaft dient.

Ergebnisse und weiterfiihrende Informationen unter www.destatis.de » Zahlen&Fakten
» Gesamtwirtschaft&Umwelt > Umwelt > Umweltokonomische Gesamtrechnungen
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Klimaschutz wichtigste Sdule der Umweltschutzwirtschaft in
Deutschland

wons  Mafnahmen fiir den Umweltschutz verbessern nicht nur den
<= Umweltzustand, sie sind auch ein wichtiger Wirtschaftsfak-
Urnwelt tor. In Deutschland stellt der Klimaschutz die wichtigste wirt-
Pt schaftliche Sdule der Umweltschutzwirtschaft dar. So erwirt-
schafteten im Jahr2015 die Betriebe des Produzierenden
Gewerbes und des Dienstleistungssektors in Deutschland
37,9 Milliarden Euro mit Waren, Bau- und Dienstleistungen
fir den Klimaschutz. Das entsprach 57,4 Prozent des Gesam-
tumsatzes mit Umweltschutzgiitern. Zu den Klimaschutzgii-
tern zahlen Giiter und Leistungen, die der Verringerung oder
Vermeidung von Treibhausgasemissionen, zur Nutzung er-
neuerbarer Energien oder zur Steigerung der Energieeffizienz
und Energieeinsparung dienen.

tatistisches Bundesamt

2015

Rund die Hélfte der Umsatze mit Klimaschutzprodukten (19,8 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 52,2 Prozent) wurden mit Manahmen zur Verbesserung der Energieeffizi-
enz erzielt, wozu unter anderem die energieeffiziente Antriebs- und Steuerungstechnik
(8,6 Milliarden Euro) sowie die Warmedammung von Geb&duden (4,1 Milliarden Euro)
zahlt. Auf die Herstellung von Giitern zur Nutzung erneuerbarer Energien entfielen 16,5
Milliarden Euro beziehungsweise 43,6 Prozent des Gesamtumsatzes der Klimaschutz-
branche. Von hoher Relevanz sind hierbei die Umsatze aus der Herstellung und Instal-
lation von Windkraftanlagen (10,0 Milliarden Euro) und mit Leistungen im Bereich
Solarenergie (3,8 Milliarden Euro). Prozessintegrierte MaBnahmen zur Vermeidung von
Treibhausgasemissionen erzielten Umsdtze in Hohe von 0,6 Milliarden Euro.

Detaillierte Ergebnisse bietet die Fachserie 19 Reihe 3.3 ,,Umsatz mit Umweltschutzgii-
tern und Umweltschutzleistungen 2015“. Ergebnisse und weiterfiihrende Informatio-
nen stehen unter www.destatis.de » Zahlen&Fakten » Gesamtwirtschaft& Umwelt > Um-
welt > Umweltstatistische Erhebungen » Umweltokonomie zur Verfiigung.
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Fachspezifisches im Fokus
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

618 Quadratmeter je Einwohner fiir Siedlung und Verkehr
T wsTATI Jeder Einwohner in Deutschland beansprucht rechnerisch
618 Quadratmeter Siedlungs- und Verkehrsflache. Der Um-
Land-und Forstuitschatt, Fischere fang der Siedlungs- und Verkehrsflache betrug zum Stichtag
31. Dezember 2016 in Deutschland insgesamt 50 799
Quadratkilometer, das waren 14 Prozent der gesamten Bo-
denflache.

Bei der Siedlungsflache (32 770 Quadratkilometer) entfallt
der grofte Anteil mit 42 Prozent auf die Wohnbaufladche,
2016 gefolgt von Flachen fiir Industrie und Gewerbe (18 Prozent).
Rund 15 Prozent der Fldchen dienen Sport, Freizeit und Er-
holung. Die Flachen fiir Verkehr (18 029 Quadratkilometer)
umfassen ganz iiberwiegend Flachen fiir Straen und Wege.

Die Flache fiir Siedlung und Verkehr nimmt je Einwohner erwartungsgemaf mit stei-
gender Bevélkerungsdichte je Gemeinde ab: Wahrend eine Gemeinde unter 2 000
Einwohner im Durchschnitt 1 545 Quadratmeter je Einwohner ,,verbraucht®, sind es bei
Gemeinden zwischen 50 000 und 100 000 Einwohner lediglich 419 Quadratmeter und
bei Stadten iber 500 000 Einwohner 219 Quadratmeter.

Die Siedlungs- und Verkehrsflache hat in den Jahren 2013 bis 2016 taglich um 61,5
Hektar zugenommen. Dabei ist die Siedlungs- und Verkehrsfldche nicht gleichzusetzen
mit ,versiegelter Flache“, da die Siedlungs- und Verkehrsflache auch unbebaute und
nicht versiegelte Flachen umfasst wie zum Beispiel Flachen fiir Sport, Freizeit und Erho-
lung.

Die Gesamtflache von Deutschland betrdgt rund 357 580 Quadratkilometer. Den grof-
ten Anteil nimmt die Flache fiir Vegetation (83 Prozent) ein. Diese setzt sich im Wesent-
lichen aus Flachen fiir Landwirtschaft und Wald zusammen. Die Flachen fiir Landwirt-
schaft umfassen 51 Prozent und fiir Wald 30 Prozent an der gesamten Bodenflache.
Gut 2 Prozent der Flache sind mit Gewdssern bedeckt.

Die Flachenerhebung nach Art der tatsdchlichen Nutzung wertet erstmals zum Stichtag
31.12.2016 das Amtliche Liegenschaftskataster-Informationssystem ALKIS® aus, das
von den Vermessungs- und Katasterverwaltungen der Lander gefiihrt wird. Bis zum
Stichtag 31.12.2015 wurde das Automatisierte Liegenschaftsbuch (ALB) als Quelle
herangezogen. Mit der Umstellung der Datengrundlage fiir die Auswertung kommt ein
neuer Nutzungsartenkatalog zur Anwendung, so dass Vergleiche mit den Vorjahren nur
noch sehr eingeschrankt moglich sind.

Ergebnisse stehen unter www.destatis.de » Zahlen&Fakten » Wirtschaftsbereiche »
Land-&Forstwirtschaft, Fischerei » Flachennutzung zur Verfiigung. Weitere Ergebnisse
der Flachenerhebung zum 31. Dezember 2016 bietet die Publikation ,,Bodenflache
nach Art der tatsdchlichen Nutzung®.
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Fachspezifisches im Fokus
Produzierendes Gewerbe i

Fachausschuss ,,Statistik im Produzierenden Gewerbe*

Am 26. September tagte im Statistischen Bundesamt der Fachausschuss ,,Statistik im
Produzierenden Gewerbe“, um sich liber die neuesten Entwicklungen in diesem Be-
reich der Unternehmensstatistik zu informieren und diese zu diskutieren.

Beratungsstand zu FRIBS im Mittelpunkt

Dabei stand zunédchst der aktuelle Beratungsstand zu FRIBS (Framework Regulation
Integrating Business Statistics) im Mittelpunkt. Ziel der geplanten europdischen Ver-
ordnung ist die Schaffung eines integrierten Systems aller Unternehmensstatistiken.
Inhaltlich sind die Statistiken des Produzierenden Gewerbes vornehmlich durch die
Ausweitung der Saisonbereinigung und Umstellungen in PRODCOM betroffen.

Umsetzung der EU-Unternehmensdefinition

Neben der Einflihrung von FRIBS steht die Umsetzung der EU-Unternehmensdefinition
derzeit auf der Agenda der Statistischen Amter des Bundes und der Linder. Diese ha-
ben sich verpflichtet, ab dem Berichtsjahr 2018 Ergebnisse der Strukturstatistik auf
Basis des europdischen Unternehmensbegriffs zu erstellen. Ein Unternehmen in die-
sem Sinne ist nicht zwingend die kleinste rechtliche Einheit, die aus handels- und
/oder steuerrechtlichen Griinden Biicher fiihrt, sondern es kann sich um eine Kombina-
tion von rechtlichen Einheiten handeln, die eine organisatorische Einheit zur Erzeu-
gung von Waren und Dienstleistungen bilden (statistisches Unternehmen). Das Statis-
tische Bundesamt stellte das Einflihrungskonzept vor, das vorsieht, lediglich die Dar-
stellungseinheit von der rechtlichen Einheit auf das statistische Unternehmen umzu-
stellen. Die eigentliche Befragung setzt weiterhin bei der rechtlichen Einheit an.

Effekte von Digitalisierung und Globalisierung in der Unternehmensstatistik

Der Fachausschuss diskutierte anschliefend das Thema Digitalisierung und Globali-
sierung und deren Auswirkungen auf die amtliche Unternehmensstatistik. Anhand von
Beispielen erlduterte das Statistische Bundesamt, wie sich Globalisierungseffekte in
den kurzfristigen Industriestatistiken widerspiegeln kénnen. Bei den Summenergeb-
nissen konnen sich Effekte auf die Zusammensetzung des Berichtskreises, auf die von
den Betrieben gemeldeten Werte oder auf die in den Betrieben realisierten Preise er-
geben. Bei den Indizes konnen im Zuge der Indexberechnung auch Anpassungen (z.B.
Basisanpassungen, Imputationen) vorgenommen werden, um je nach Messziel be-
stimmte Entwicklungen abzubilden oder auszuschliefien.

Der BDI berichtete liber den Stand der Diskussion mit seinen Fachverbédnden, in wel-
chen Bereichen der amtlichen Statistik Anpassungen erforderlich sind, um die Veran-
derungen in der Industrie infolge der Digitalisierung (besser) abbilden zu kénnen. Da-
bei konzentriert sich die Diskussion vor allem auf das Thema Industrie 4.0. Neben der
Problematik und Notwendigkeit, eine moglichst klare Definition von Digitalisierung
bzw. Industrie 4.0 zu formulieren, wurden Uberlegungen seitens des BDI und seinen
Mitgliedsverbdnden unter anderem im Bereich Industriestatistiken angestellt. Dabei
bekommen industrienahe Dienstleistungen in digitalen Geschaftsmodellen eine noch
starkere Bedeutung, was die Frage auswarf, inwieweit die Statistiken im Verarbeiten-
den Gewerbe um industrienahe Dienste ergdnzt werden kénnen.

Information iiber die freiwillige Erhebung ,,International Sourcing*

Abschliefend zum Thema Globalisierung stellte das Statistische Bundesamt eine neue
wirtschaftsbereichsiibergreifende Erhebung zur Organisation, Verlagerung und Riick-
verlagerung von wirtschaftlichen Aktivitaten (International Sourcing Survey - ISS) vor,
die derzeit als freiwillige Erhebung durchgefiihrt wird. Die ISS soll zum besseren Ver-
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standnis der sich durch die zunehmende Globalisierung verandernden Organisation
wirtschaftlicher Aktivitaten beitragen. Die ISS soll im Besonderen dariiber Aufschluss
geben, welche Motive und welche Bedenken die Verlagerungs- und Riickverlagerungs-
entscheidung bedingen. Damit kdnnen Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit
der deutschen Wirtschaft und auf den Arbeitsmarkt dokumentiert werden. Ein hohes
Interesse an der neuen Erhebung wird in der Diskussion im Anschluss der Prasentation
deutlich. Die anwesenden Verbdnde sagten eine Bewerbung der Erhebung zu, um eine
hohe Teilnahmebereitschaft der Unternehmen zu unterstiitzen.

Balance zwischen Aktualitdt und Genauigkeit

Das richtige Verhaltnis von Aktualitat und Genauigkeit von Ergebnissen der Statistiken
im Produzierenden Gewerbe ist fiir das Statistische Bundesamt von grof3er Bedeutung.
Aus diesem Grund stand ein Gedankenaustausch zwischen den Mitgliedern des Fach-
ausschusses auf der Tagesordnung. Diese sehen bei den kurzfristigen Konjunktursta-
tistiken einen guten Kompromiss zwischen den beiden Zielen Genauigkeit und Aktuali-
tat. Sie sprechen sich dagegen aus, die Verdffentlichungstermine auf Kosten der Ge-
nauigkeit zu verkiirzen. Eine Verkiirzung der Veroffentlichungstermine halten sie nicht
fur hilfreich, wenn dadurch verstdrkt Revisionen bei den endgiiltigen Ergebnissen auf-
treten. Es wird aber angeregt zu priifen, ob Ergebnisse der vierteljahrlichen Produkti-
onserhebung schneller zur Verfiigung gestellt werden kdnnen. Im Gegensatz zu den
Konjunkturstatistiken duRerten verschiedene Mitglieder des Fachausschusses zur
Terminsituation der Strukturstatistiken den Wunsch, erste Ergebnisse frither zur Verfi-
gung zu haben, auch wenn es dadurch bei den endgiiltigen Ergebnissen einen grofie-
ren Revisionsbedarf gibt. Konkret wurde dieser Wunsch bei der Statistik der Baufertig-
stellung, aber auch fiir erste Eckzahlen aus den Kostenstrukturerhebungen, gedufert.
Das Statistische Bundesamt sagt eine Priifung dieser Punkte zu.

Im abschlieBenden Tagesordnungspunkt standen Berichte des Statistischen Bundes-
amtes aus den einzelnen Bereichen der Statistiken des Produzierenden Gewerbes im
Mittelpunkt. Zundchst wurden die Ergebnisse der Material- und Wareneingangserhe-
bung 2014 (MWE), die kiirzlich verdffentlicht wurden, dem Fachausschuss vorgestellt.
Diese Erhebung erfasst in einem Turnus von vier Jahren den Wert der bezogenen Han-
delsware und der Materialien, die zum Zwecke der Produktion bezogen werden.

AnschlieBend stellte das Statistische Bundesamt die bisherigen Uberlegungen und die
Ergebnisse aus Testrechnungen zum Thema monatliche Veroffentlichung von Produk-
tionsdaten vor und gab einen Ausblick {iber das weitere Vorgehen. Es ist geplant, im
Sommer 2018 erste Ergebnisse aus den monatlichen Produktionsdaten zu veroffentli-
chen, was seitens der Verbdnde begriiit wurde.

Umsetzung der Novelle des Energiestatistikgesetzes

Am 10. Marz 2017 trat die Novelle des Energiestatistikgesetzes (EnStatG) in Kraft.
Damit erhielt die amtliche Statistik nach vielen Jahren der Vorbereitung die Méglich-
keit, die Energiestatistiken den gednderten Rahmenbedingungen in der Energiewirt-
schaft anzupassen. Vorrangiges Ziel ist dabei die SchlieRung bestehender Datenli-
cken, vor allem in den Bereichen erneuerbare Energien, Kraft-Warme-Kopplung (KWK)
und Warme. Ab dem Berichtsjahr 2018 finden die Erhebungen auf Basis des neuen
EnStatG statt. Anhand ausgewahlter Beispiele stellte das Statistische Bundesamt dar,
welche MaBnahmen im statistischen Verbund ergriffen werden miissen, um das novel-
lierte EnStatG fristgerecht umzusetzen.

Der Umstieg von einer Primdrerhebung auf die Nutzung von Verwaltungsdaten gilt als
wichtiges Instrument zur Reduzierung der Biirokratiebelastung der Unternehmen durch
die amtliche Statistik. Aus diesem Grund untersuchte das Statistische Bundesamt die
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Méglichkeit der Ablosung der Zusatzerhebung Ausbaugewerbe durch Verwaltungsda-
tenauswertung. Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen aber, dass die Verwaltungs-
daten keinen gleichwertigen Ersatz fiir die Primdrerhebung darstellen. Daher empfiehlt
das Statistische Bundesamt, den Ansatz der Verwaltungsdatennutzung in diesem Fall
nicht weiter zu verfolgen.

Die Mitglieder des Fachausschusses zeigten sich im Nachgang sehr zufrieden mit der
Veranstaltung. Fiir das Statistische Bundesamt ergaben sich durch die Diskussion
insbesondere um die Frage nach der Aktualitat und Genauigkeit wichtige Impulse fir
die weitere Arbeit. Die ndchste Sitzung wird in zwei Jahren stattfinden.

Investitionen der Industrie im Jahr 2016 gestiegen

Im Jahr 2016 haben die deutschen Industrieunternehmen mit 20 und mehr Beschiftig-
ten 62,1 Milliarden Euro in Sachanlagen investiert. Das waren rund 2,4 Milliarden Euro
mehrals im Jahr 2015 (+ 3,9 Prozent). Damit hat das Investitionsniveau der deutschen
Industrie den bisherigen Hochststand seit der erstmaligen Durchfiihrung der Erhebung
fiir das Berichtsjahr 1964 erreicht.

Erhoht hat sich das Investitionsvolumen im Jahr 2016 gegeniiber 2015 insbesondere
in der Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen (+ 21,7 Prozent auf 2,4 Milliar-
den Euro). Einen deutlichen Anstieg gab es auch in der Herstellung von Kraftwagen und
Kraftwagenteilen (+ 7,4 Prozent auf 15,4 Milliarden Euro) und im Maschinenbau (+ 6,8
Prozent auf 7,3 Milliarden Euro).

Die Investitionen in Sachanlagen gingen 2016 gegeniiber 2015 dagegen in den Wirt-
schaftszweigen Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren (- 7,4 Prozent auf 3,2

Milliarden Euro) und Herstellung von chemischen Erzeugnissen (- 2,2 Prozent auf 5

Milliarden Euro) zuriick.

Ergebnisse und weiterfiihrende Informationen stehen unter www.destatis.de » Zah-
len&Fakten » Wirtschaftsbereiche » Industrie, Verarbeitendes Gewerbe zur Verfiigung.
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Warmeversorgung 2016:
Abgegebene Warmemenge gestiegen

Im Jahr 2016 stellten die Netzbetreiber rund 162 Terawattstunden (TWh) Warme zur
Verfligung. Das waren 3,2 Prozent mehr als im Vorjahr. Der Anstieg ging im Wesentli-
chen auf den hoheren Warmebedarf der privaten Haushalte zuriick.

Wichtigste Energietrager zur Warmeerzeugung waren im Jahr 2016 Erdgas (45 Prozent),
Steinkohle (22 Prozent) und Abfall (15 Prozent). Die Zusammensetzung bei den Ener-
gietragern hat sich in den letzten Jahren verandert: Der Anteil von Erdgas ist gegeniiber
2008 (52 Prozent) deutlich zuriickgegangen. Hingegen hat sich der Anteil von erneuer-
baren Energien im selben Zeitraum von 3 Prozent auf 8 Prozent mehr als verdoppelt.

Nach Ergebnissen der Warmeversorgungsstatistik wurden 149 TWh im Inland abgege-
ben (92 Prozent), 13 TWh (8 Prozent) der Warme gingen bei der Ubertragung verloren.

An die Letztverbraucher wurden im Jahr 2016 rund 121 TWh Warme abgegeben. Davon
gingen 48 TWh an die Industrie, 51 TWh an private Haushalte sowie 22 TWh an sonsti-
ge Letztverbraucher (einschlieBlich Ausland). Innerhalb der Gruppe der Letztverbrau-
cher hatten im Jahr 2016 die privaten Haushalte mit einem Plus von 9,4 Prozent den
grofiten Anstieg beim Warmebezug.

Detaillierte Informationen und lange Zeitreihen zur Erhebung iiber die Warmeversor-
gung konnen in der Datenbank GENESIS-Online tiber die Tabelle Erzeugung und Ver-
wendung von Wdrme abgerufen werden. Methodische Hinweise befinden sich in den
Erlduterungen zur Statistik.

Ergebnisse und weiterfiihrende Informationen stehen unter www.destatis.de » Zah-
len&Fakten » Wirtschaftsbereiche » Energie » Erzeugung zur Verfligung.
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Unternehmen und Arbeitsstatten

Handwerksunternehmen in Deutschland im Jahr 2015

— Im Jahr 2015 waren in Deutschland rund 579 000 Unter-
E—— nehmen im zulassungspflichtigen und zulassungsfreien
Produzierendes Gewerbe Handwerk tatig. Auf Basis der registergestiitzt durchgefiihr-

P g e ten Handwerkszahlung erwirtschafteten diese Unterneh-
men rund 531,6 Milliarden Euro Umsatz. In den Hand-
werksunternehmen waren im Jahr 2015 durchschnittlich
mehr als 5,1 Millionen Personen tatig. Darunter waren
knapp 3,8 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschaf-
tigte und etwa 730 000 geringfiigig entlohnte Beschdftigte.

Statistisches Bundesamt

Die Unternehmen des Handwerks sind nach ihrem ausge-
ibten Gewerbe in sieben Gewerbegruppen gegliedert. Be-
zogen auf die Anzahl der Unternehmen, die tatigen Perso-
nen sowie den Umsatz ist das Ausbaugewerbe die grofite Gewerbegruppe. Im Jahr
2015 erwirtschafteten in dieser Gruppe knapp 239 00 Unternehmen rund 143,7 Milli-
arden Euro Umsatz. Dort waren durchschnittlich mehr als 1,4 Millionen Personen tétig.
Zu der Gewerbegruppe des Ausbaugewerbes gehoren beispielsweise Installateure und
Heizungsbauer, Maler und Lackierer sowie Elektrotechniker.

Die kleinste Gewerbegruppe ist das Gesundheitsgewerbe. Hier waren rund 196 000
Personen in knapp 21 000 Unternehmen tadtig und erzielten 15 Milliarden Euro Umsatz.
Besonders gewichtige Gewerbezweige in dieser Gruppe sind Zahntechniker und Au-
genoptiker.

Die Handwerke fiir den privaten Bedarf sind am starksten von kleinen Unternehmen
geprdgt. Zu diesen Handwerken gehoren beispielsweise Friseure, Textilreiniger sowie
Steinmetzen und Steinbildhauer. Sie bilden mit rund 88 000 Unternehmen die zweit-
grofite Gewerbegruppe gemessen an der Zahl der Unternehmen. Die Unternehmen der
Handwerke fiir den privaten Bedarf hatten durchschnittlich 4 tatige Personen je Unter-
nehmen und etwa 44 000 Euro Umsatz je tatige Person. Im Handwerk insgesamt waren
durchschnittlich 9 Personen je Unternehmen tdtig und es wurden etwa 104 000 Euro
Umsatz je tdtige Person erwirtschaftet.

Ausfiihrliche Ergebnisse zur Struktur des Handwerks enthalten die Tabellen der Hand-
werkszdhlung in der Datenbank GENESIS-Online. AuBerdem sind die Informationen in
der Fachserie 4, Reihe 7.2 ,Unternehmen, tétige Personen und Umsatz im Handwerk*
verfiigbar.

Statistisches Bundesamt, Informationen aus der amtlichen Statistik, Heft 4/2017 46


https://www-genesis.destatis.de/genesis/online/logon?language=de&sequenz=statistikTabellen&selectionname=53111
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/UnternehmenHandwerk/Handwerkszaehlung/UnternehmenPersonenUmsatz2040720157004.pdf?__blob=publicationFile

Fachspezifisches im Fokus
Informations- und Kommunikationstechnologien

IKT-Branche erreicht 337 Milliarden Euro Umsatz

Im Jahr 2015 erzielten die Unternehmen der Informations- und Kommunikationstech-
nologie (IKT)-Branche in Deutschland Umsatze in Hohe von 337,3 Milliarden Euro (oh-
ne Umsatzsteuer). Dies entsprach einem Umsatzplus von 23,1 Milliarden Euro (+ 7,3
Prozent) gegeniiber dem Vorjahr. Mit 203,4 Milliarden Euro (60,3 Prozent) erwirtschaf-
tete dabei der IKT-Dienstleistungssektor den meisten Umsatz.

Die IKT-Branche setzt sich zusammen aus spezialisierten Unternehmen des Produzie-
renden Gewerbes (IKT-Warenproduktion), Unternehmen des Handels mit IKT-Giitern
(IKT-GroBhandel) und Unternehmen, die in ihrer Haupttatigkeit Serviceleistungen im
Bereich IT und Telekommunikation anbieten (IKT-Dienstleistungen).

Im Jahr 2015 umfasste die IKT-Branche 103 120 Unternehmen. Damit stieg die Zahl
gegeniiber 2014 um 5,2 Prozent. Mit 93 709 Unternehmen war der iberwiegende Teil
der Unternehmen dem Dienstleistungssektor zuzuordnen (90,9 Prozent). Die Unter-
nehmen der IKT-Branche beschéftigten 1,1 Millionen Personen, was einem Zuwachs
von 3,1 Prozent gegeniiber 2014 entsprach.

Die Investitionen in der IKT-Branche lagen 2015 mit 20,7 Milliarden Euro deutlich tber
dem Vorjahr. Der Anstieg von 6,0 Milliarden Euro war insbesondere durch hohe Investi-
tionen in den Wirtschaftsbereichen der leitungsgebundenen und drahtlosen Telekom-
munikation begriindet.

Ausfiihrliche Ergebnisse der Studie zur IKT-Branche 2015 kdnnen im www.destatis.de »
Zahlen & Fakten » Gesamtwirtschaft & Umwelt > Unternehmen, Handwerk > IKT in Un-
ternehmen, IKT-Branche abgerufen werden.

Bevilkerung ab 10 Jahren in Deutschland online

Im Jahr 2017 nutzten insgesamt 87 Prozent der Bevdlkerung
ab 10 Jahren in Deutschland das Internet. Das entsprach 64,5
Millionen Menschen. Knapp 86 Prozent der Bevolkerung ab
10 Jahren (63,5 Millionen) waren regelméRig im Internet, das
heif3t innerhalb der letzten zwdlf Monate vor der Befragung.

77 Prozent der regelmafiigen Internetnutzerinnen und -nutzer
haben in den letzten 12 Monaten vor der Erhebung Online-
Einkdufe getatigt. Mehr als zwei Drittel (67 Prozent) dieser
2016 Online-Shopper bestellten dort Kleidung und Sportartikel. Bei
e etwa der Hilfte (53 Prozent) waren Gebrauchsgiiter wie zum
o Beispiel Mdbel, Spielzeug und Geschirr sehr beliebt. 45 Pro-
zent der Online-Einkduferinnen und -Einkdufer bestellten sich
Biicher, Zeitungen und Zeitschriften tiber das Internet, wobei 12 Prozent der Online-
Shopper E-Books und 6 Prozent elektronische Zeitungen sowie Zeitschriften kauften.
Mehr als ein Drittel (37 Prozent) kaufte Filme und Musik im Internet, zumeist (26 Pro-
zent) als Video- und Musikstreams.

Weitere Ergebnisse der Erhebung {iber die private Nutzung von Informations- und
Kommunikationstechnologien (IKT) 2017 sind unter anderem in der aktuellen Fachse-
rie 15, Reihe 4 ,,Private Haushalte in der Informationsgesellschaft — Nutzung von In-
formations- und Kommunikationstechnologien 2017“ verfiigbar.
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Fachspezifisches im Fokus
Wirtschaftsrechnungen

Ein Fiinftel der Bevolkerung in Deutschland war 2016
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht

Wadhrend der Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Bevilkerung
in der Europdischen Union (EU) im Jahr 2016 durchschnittlich bei 23,5 Prozent lag,
betrug dieser Anteil in Deutschland 19,7 Prozent. Nach den Ergebnissen der Erhebung
LEBEN IN EUROPA (EU-SILC) waren in Deutschland 16 Millionen Menschen von Armut
oder sozialer Ausgrenzung betroffen.

Eine Person gilt als von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, wenn mindestens
eine der folgenden drei Lebenssituationen zutrifft: Thr Einkommen liegt unter der Ar-
mutsgefdhrdungsgrenze, ihr Haushalt ist von erheblicher materieller Entbehrung be-
troffen oder sie lebt in einem Haushalt mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung. Fiir jede
dieser Lebenssituationen kann jeweils der Anteil der Personen in der Bevilkerung
ermittelt werden, auf den diese Situation zutrifft:

e Mit 16,5 Prozent der Bevilkerung war jede sechste Person in Deutschland im Jahr
2016 armutsgefdhrdet. Das entsprach rund 13,4 Millionen Menschen. Eine Person
gilt nach der EU-Definition fiir EU-SILC als armutsgeféhrdet, wenn sie iber weniger
als 60 Prozent des mittleren Einkommens der Gesamtbevélkerung verfiigt (Schwel-
lenwert der Armutsgefahrdung). 2016 lag dieser Schwellenwert fiir eine alleinle-
bende Person in Deutschland bei 1 064 Euro im Monat, fiir zwei Erwachsene mit
zwei Kindern unter 14 Jahren bei 2 234 Euro im Monat.

e 3,7 Prozent der Bevdlkerung in Deutschland waren im Jahr 2016 von erheblicher
materieller Entbehrung betroffen. Das bedeutet, dass ihre Lebensbedingungen auf-
grund von fehlenden finanziellen Mitteln eingeschrankt waren. Sie waren zum Bei-
spiel nicht in der Lage, ihre Rechnungen fiir Miete, Hypotheken oder Versorgungs-
leistungen zu bezahlen, ihre Wohnungen angemessen zu beheizen oder eine ein-
wochige Urlaubsreise zu finanzieren.

e 9,6 Prozent der Bevolkerung unter 60 Jahren lebten in einem Haushalt mit sehr
niedriger Erwerbsbeteiligung und damit in Haushalten, in denen die tatsachliche
Erwerbsbeteiligung der erwerbsfahigen Haushaltsmitglieder im Alter von 18 bis 59
Jahren insgesamt weniger als 20 Prozent betrug.

Im EU-Durchschnitt waren 17,3 Prozent der Bevodlkerung von Armut bedroht sowie
7,5 Prozent von erheblicher materieller Entbehrung betroffen. 10,4 Prozent lebten in
einem Haushalt mit sehr niedriger Erwerbsbeteiligung.

Armut oder soziale Ausgrenzung ist nach der EU-Definition fiir EU-SILC dann gegeben,
wenn eines oder mehrere der drei Kriterien ,,Armutsgefahrdung®, ,,erhebliche materiel-
le Entbehrung®, ,,Haushalt mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung® vorliegen.

Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA stehen unter www.destatis.de » Zahlen&Fakten »
Gesellschaft&Staat » Einkommen, Konsum, Lebensbedingungen, Wohnen » Lebensbe-
dingungen, Armutsgefdhrdung zur Verfiigung. Methodische Hinweise zur Erhebung
befinden sich in den Erlduterungen zur Statistik.

Das Statistische Amt der Europdischen Gemeinschaften (Eurostat) verdffentlicht die

Ergebnisse aller an EU-SILC (European Union Statistics on Income and Living Conditi-
ons) teilnehmenden Linder in seiner Datenbank. Fiir weitere amtliche EU-Statistiken
steht der Europdische Datenservice (EDS) zur Verfiigung.
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Fachspezifisches im Fokus
Finanzen und Steuern

Finanzvermogen von Bund, Landern und Gemeinden
istim Jahr 2016 um 3,5 Prozent gewachsen

Das Finanzvermogen des Offentlichen Gesamthaushalts (Bund, Ldnder, Gemein-
den/Gemeindeverbdnde und Sozialversicherung einschlieBlich aller Extrahaushalte)
beim nicht-6ffentlichen Bereich belief sich zum Jahresende 2016 auf 574,1 Milliarden
Euro. Damit hat sich das Finanzvermdgen gegeniiber den revidierten Ergebnissen zum
31. Dezember 2015 um 3,5 Prozent beziehungsweise 19,3 Milliarden Euro erhdht.

Das Finanzvermdgen umfasst Bargeld und Einlagen, sonstige Forderungen sowie Wert-
papiere und Ausleihungen an den nicht-6ffentlichen Bereich. Zum nicht-6ffentlichen
Bereich zdhlen Kreditinstitute sowie der sonstige inldndische (z. B. private Unterneh-
men) und der sonstige auslandische Bereich.

Das Finanzvermégen des Bundes belief sich zum 31. Dezember 2016 auf 220,1 Milli-
arden Euro, was einer Verringerung gegeniiber dem Ende des Vorjahres um 476 Millio-
nen Euro beziehungsweise 0,2 Prozent entspricht. Im Gegensatz dazu konnten alle
anderen Ebenen des Offentlichen Gesamthaushalts Finanzvermégen aufbauen.

Die Lander wiesen ein Finanzvermoégen von 136,3 Milliarden Euro auf, was einem An-
stieg im Vergleich zum 31. Dezember 2015 von 2,0 Prozent beziehungsweise von 2,7
Milliarden Euro entspricht. Die Gemeinden/Gemeindeverbdnde konnten ihr Finanz-
vermdgen um 10,2 Prozent beziehungsweise 7,7 Milliarden Euro auf 83,5 Milliarden
Euro erhdhen. Bei der Sozialversicherung gab es einen Zuwachs des Finanzvermégens
um 7,5 Prozent (+ 9,3 Milliarden Euro) auf 134,3 Milliarden Euro.

Diese und weitere Ergebnisse konnen der Fachserie 14, Reihe 5.1 ,,Finanzvermogen
des Offentlichen Gesamthaushalts 2016“ entnommen werden.
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Kontakt zur Redaktion

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

wir freuen uns tiber Ihre Meinung und stehen Ihnen bei Fragen oder Anregungen zu

diesem Heft und seinen Beitragen jederzeit gerne zur Verfiigung. Bei allgemeinen Fra-

gen zu den ,,Informationen aus der amtlichen Statistik® erreichen Sie die Redaktion
unter der Rufnummer +49 (0) 611 / 75 45 51.

Bei Fragen zu einzelnen Fachbeitrdgen steht Ihnen der allgemeine Statistische Infor-
mationsservice unter der Rufnummer +49 (0) 611 / 75 24 05 oder {iber das Kontakt-
formular www.destatis.de/kontakt zur Verfiigung.

Mit freundlichen Grii3en

Ihr Redaktionsteam
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Personalnachrichten

Organisatorische Anderungen im Statistischen Bundesamt

Mit Wirkung vom 1. November hat ein Leitungsstab seine Tatigkeit aufgenommen. Der
Leitungsstab ist der Amtsleitung unmittelbar unterstellt. Er steuert und koordiniert
dauerhaft im Auftrag der Amtsleitung die Zusammenarbeit mit den Abteilungen. Per-
sonell ist der Leitungsstab vorldufig mit einer Referatsleitung, zwei Referentinnen und
einer Biirosachbearbeiterin besetzt.

Ebenfalls mit Wirkung vom 1. November wurden in der Gruppe B 3 ,,Kommunikation,
Presse, Marketing” die Referate und deren Aufgaben wie folgt umstrukturiert:

e Referat B 301 Kommunikationsstrategie, Marketing, Corporate Design

e Referat B 302 Presse und Social Media

e Referat B 303 Internetredaktion, GENESIS-Online

e Referat B 304 Interaktive und automatisierte Angebote, Open Data

e Referat B 305 Print- und PDF-Veroffentlichungen

e Referat B 306 Interne Kommunikation, Intranet, Bibliothek

Mit Wirkung vom 1. Dezember wurden in der Gruppe F 3 — Finanzen und Steuern die
Referate und deren Aufgaben umstrukturiert. Die Referate haben nach der Umstruktu-
rierung folgende Bezeichnungen:

e Referat F 301 Qualitdtssicherung 6ffentliche Haushalte und Unternehmen
e Referat F 302 Offentlicher Gesamthaushalt

e Referat F 303 Offentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen

e Referat F 304 Offentliche Schulden, dffentliches Vermdgen

e Referat F 305 Beschiftigte des offentlichen Dienstes

e Referat F 306 Lohn- und Einkommensteuer

e Referat F 307 Unternehmenssteuern

e Referat F 308 Umsatzsteuer, Verbrauchsteuern, Steuerhaushalt, Realsteuerver-
gleich

Die organisatorischen Anderungen im Statistischen Bundesamt sind im beiliegenden
Organisationsplan (Stand: Dezember 2017) bereits beriicksichtigt.

Statistischer Beirat

Herr Ministerialrat Wolfram Rudolph wurde vom Bundesrechnungshof als dessen
Vertreter im Statistischen Beirat benannt.

Dr. Wolfgang Schmitt wurde als Vertreter der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW) in den Statistischen Beirat berufen.

Dr. Joachim Recktenwald, Vertreter des Statistischen Amts der Europdischen Union
(Eurostat), tritt zum Jahresende 2017 in den Ruhestand und scheidet daher aus dem
Beirat aus.
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Personalnachrichten

Dr.Ines Laufer wurde vom Bundesministerium fiir Gesundheit als dessen Vertreterin
im Statistischen Beirat benannt.

Statistisches Bundesamt

Regierungsdirektorin Natalie Zifonun-Kopp, bisher Leiterin des Referats A 103
,Haushalt, Kosten- und Leistungsrechnung®, wurde mit Wirkung vom 1. November zum
Leitungsstab umgesetzt, gleichzeitig wurde ihr die Leitung des Leitungsstabs ibertra-
gen.

Regierungsdirektorin Dr. Susanne Schnorr-Badcker, Leiterin des Referats B 204 ,,Ko-
ordinierung Regionalstatistik, Indikatoren®, wird mit Ablauf des Monats Dezember in
den Ruhestand versetzt.

Diplom-Kauffrau Simone Scharfe wurde mit Wirkung vom 15. November mit der
Wahrnehmung der Leitung des Referats E 109 ,,Verdienststrukturerhebung, Arbeitskos-
tenerhebung® beauftragt.

Regierungsdirektor Dr. Klaus-Jirgen Duschek, bisher Leiter des Referats H 107 ,,Leis-
tungen der Sozialhilfe®, wurde mit Wirkung vom 1. November in das Referat E 308
»Kostenstruktur, Informationsgesellschaft” umgesetzt, gleichzeitig wurde ihm die Lei-
tung des Referats {ibertragen.

Diplom Volkswirt Dr. Frédéric Blaeschke wurde mit Wirkung vom 6. November mit der
Wahrnehmung der Leitung des Referats H 202 ,,Schulen, Berufsbildung, Weiterbildung,
Ausbildungsforderung® beauftragt.

Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg
Regierungsdirektor Erich Stutzer, Leiter des Referats 63 ,,Sozialwissenschaftliche

Analysen, Familienforschung Baden-Wiirttemberg” wurde zum 1. November in den
Ruhestand versetzt. Nachfolgerin ist Oberregierungsratin Dr. Stephanie Saleth.
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Tagungsvorschau

Januar bis Juni 2018

Termin Ort
18. Januar Wiesbaden Arbeitskreis
»Einheitliche Gestaltung von
Erhebungsinstrumenten®
24./25. Januar Wiesbaden Referentenbesprechung
»Zensus®
30. Januar Wiesbaden Fachausschuss
»,Handels- und Dienstleistungsstatistiken*
6. — 8. Februar Bonn Referentenbesprechung

., Statistik des Gesundheitswesens®

20./21. Februar Wiesbaden Abteilungsleitungsgremium
»Fachstatistik*

21./22. Februar Wiesbaden Referentenbesprechung
»,Hochschulstatistik*

6./7. Marz Wiesbaden Arbeitskreis
»Rechtsfragen der Statistik*

6./7. Marz Bonn Referentenbesprechung
»Kinder- und Jugendhilfestatistiken*

20./21. Mérz Wiesbaden Referentenbesprechung
,Dienstleistungsstatistiken*

20. — 22. Médrz Bonn Referentenbesprechung
»Mikrozensus“

22. Médrz Wiesbaden Amtsleiterkonferenz

27./28. Mérz Wiesbaden Arbeitskreis
»Informationstechnik*

10. — 12. April Wiesbaden Referentenbesprechung
»Preisstatistik*

11./12. April Thiiringen  Arbeitskreis
»~Erwerbstdtigenrechnung des Bundes und der
Lander*

11./12. April Wiesbaden Referentenbesprechung
»Verkehrsstatistik*

11./12. April Wiesbaden Referentenbesprechung
,Verdienste und Arbeitskosten®

17./18. April Wiesbaden Referentenbesprechung
»Handwerk*

17. —19. April Wiesbaden Arbeitskreis
»Presse, Publikationen, Marketing*

17./18. April Bonn Referentenbesprechung
»Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte“

18./19. April Wiesbaden Arbeitskreis

,»Qualitdt der statistischen Prozesse
und Produkte*
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Tagungsvorschau

Termin

18./19. April

18./19. April

24. April
24./25. April
24. — 26. April

25./26. April

2./3. Mai
8./9. Mai

14. Mai

15. — 17. Mai
16./17. Mai
22./23. Mai
29./30. Mai
5./6. Juni

5.— 7. Juni

6./7. Juni

6./7. Juni

12./13. Juni

19./20. Juni
26. — 28. Juni

Ort
Wiesbaden

Wiesbaden

Bonn

Bonn

Wiesbaden

Stuttgart

Wiesbaden

Wiesbaden

Wiesbaden

Stuttgart

Wiesbaden

Wiesbaden

Wiesbaden

Wiesbaden

Bonn

Wiesbaden

Wiesbaden

Wiesbaden

Hannover

Berlin

Januar bis Juni 2018

Referentenbesprechung
»Rechtspflegestatistik*

Referentenbesprechung
»Statistik im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe“

Referentenbesprechung
»,Nutzung von IKT in Unternehmen“

Referentenbesprechung
»Umweltstatistiken®

Referentenbesprechung
»,Laufende Bevolkerungsstatistiken*

Arbeitskreis
»Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
der Lander*

Referentenbesprechung
»Unternehmensregister

Abteilungsleitungsgremium
»Fachstatistik*

Statistischer Beirat

Facharbeitskreis
»Verfahrensfragen der Bodennutzungs- und
Erntestatistik*

Fachausschuss
»~Erwerbstatigkeit/Arbeitsmarkt“

Referentenbesprechung
»Zensus®

Referentenbesprechung
,Finanz- und Personalstatistiken“

Referentenbesprechung
»~Erwerbstdtigkeit/Arbeitsmarkt”

Referentenbesprechung
»S0zialhilfe-, Asylbewerberleistungs- und
Wohngeldstatistik*

Arbeitskreis
»Forschungsdatenzentren der Statistischen
Amter des Bundes und der Linder*

Referentenbesprechung
»,Energiestatistik“

Referentenbesprechungen
»Schulstatistik® und
»Berufsbildungsstatistik®

Amtsleiterkonferenz

Arbeitskreis
,Informationstechnik®
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Statistisches Bundesamt

DUISTATIS

wissen.nutzen.

O rga ni Satl on S p la n Personalvertretungen Gleichstellungsbeauftragte Datenschutzbeauftragte Prisident Leitungsstab Bundeswabhlleiter Wahlen
Stand: 04. Dezember 2017, Aktenzeichen: A101/11101000-PLAN Gesamtpersonalrat im Statistischen ORR‘n Heike Opfermann ORR‘n Simone Spacek . Rp‘n Natalie Prisident Dr. Georg Thiel M ro*n Karina Sch
Bundesamt Stellv. Gleichstellungsbeauftragte Stellv. Datenschutzbeauftragte Dr. Georg Thiel Zifonun-Kopp Vertreter: N.N. 2200 n Karina schorn
Vorsitzender: Rolf Loidl Olga Paustian RR‘n Michaela Bierschenk 2 100/8360 a)
Personalrat im Statistischen Bundesamt
Wiesbaden " . | Geschéftsstelle fiir den Sachversténdigenrat
Vorsitzende: Irmgard Liez a;ie:;g;t(\jl:rr]trauensperson / Vertrauensperson IT-Sicherheitsbeauftragter . . zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Personalrat im Statistischen Bundesamt - ROAR‘n Elke Eckert ROAR Michael Scholz VlzepraS|dent Entwicklung
Zweigstelle Bonn f .N. Geschéftsfiihrerin: LRD‘n Birgit Hein
Vorsitzender: N.N. é\glglegrftsecl}]eé?eornn 2200 Vertreterin: M.Sc. Lara Wiengarten
[ | | | | [ | l
ABTEILUNG A ABTEILUNG B ABTEILUNG C ABTEILUNG D ABTEILUNG E ABTEILUNG F ABTEILUNG G ABTEILUNG H ?
Verwaltung, Biirokratiekostenmessung Strategie und Planung, Internationale Informationstechnik, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun- Unternehmensregister, Verdienste, Bevblkerung, Finanzen und Steuern Landwirtschaft, Umwelt, Aufienhandel Gesundheit, Soziales, Bild
Beziehungen, Forschung und Kommu- Mathematisch-statistische Methoden gen, Preise Industrie, Dienstleistungen Private Haushalte
nikation
Direktor Direktorin Direktorin Direktor Direktor Direktorin Direktorin Direktorin
beim Statistischen Bundesamt beim Statistischen Bundesamt beim Statistischen Bundesamt beim Statistischen Bundesamt beim Statistischen Bundesamt ; ot beim Statistischen Bundesamt beim Statistischen Bundesamt
: - A : L beim Statistischen Bundesamt
Jdrgen Chlumsky Sibylle von Oppeln-Bronikowski Beate Glitza Albert Braakmann Peter Schmidt Dr. Sabine Bechtold Angela Schaff? Dr. Ruth Brand
2190 2110 2120 2130 2140 2160 8700 8100
1 —
S
Interne Revision Projekt Verwaltung der Zweig-
Ansprechperson Registerbasierte stelle
fiir Korruptionspréa- Ermittlung der Bevél-
vention kerungszahlen
ORR‘n Simone
Spacek
Vgrtreterin: RD Thomas
RR‘n Magdalena Korner Udo Weber
Bletz
[ ] [ I I ] [ ] I ] [ ] [ ] [ ] [ ]
Gruppe A1 Gruppe A 2 Gruppe A3 Gruppe B 1 Gruppe B 2 Gruppe B 3 B i-Punkt Gruppe C1 Gruppe C2 Gruppe C 3 Gruppe D 1 Gruppe D 2 Gruppe D 3 Gruppe E1 Gruppe E 2 Gruppe E3 Gruppe F 1 Gruppe F 2 Gruppe F 3 Gruppe G 1 Gruppe G 2 Gruppe G 3 Gruppe H 1 Gruppe H 2 Gruppe H 3
Organisation, Haus- Personal, Rechtsfra- Biirokratiekosten- Planung und Koor- Institut fiir Forschung Kommunikation, Hauptstadtservice, Mathematisch-sta- IT-Management und IT-Unterstiitzung des Inlandsprodukt, Input- | | Nationaleinkom- Preise Unternehmensregis- Industrie, Bau, Ener- Dienstleistungen, Ver- | |Zensus Demografie, Haus- Finanzen und Steuern | [Land- und Forstwirt- Umwelt, Umweltoko- AuBenhandel Gesundheit, Soziales Bildung, Forschung, Haushaltserhebun-
halt, Innerer Dienst gen der Verwaltung messung dinierung, internati- und Entwicklung in Presse, Marketing Kundenkommunika- tistische Methoden, Standards Geschiftsprozesses Output-Rechnung men, Sektorkonten, ter, Klassifikationen, gie kehr, Tourismus halte und Familien, schaft, Fischerei nomische Gesamt- Kultur, Rechtspflege gen, Wohnen
onale Kooperation, der Bundesstatistik tion, Internationale Forschungsdaten- Erwerbstatigkeit Verdienste, iibergrei- Migration und Integra- rechnungen
Rechtsfragen der Sta- Statistik zentrum fende Unternehmens- tion, Arbeitsmarkt
tistik statistiken LRD‘n Anette
LRD Hans-Peter Liiiis LRD Heinz-Christoph LRD Bernd Schmidt LRD‘n Marion LRD Thomas Riede RD‘n Susanne LRD‘n Claudia LRD Prof. Dr. Manfred M.A. Frank M.A. Lucas Quensel- RD Stefan Hauf RD Dieter Schéafer LRD Michael Kuhn LRD Dr. Daniel LRD Bernhard LRD Stefan Dittrich LRD Stephan Liiken LRD Peter Bleses LRD Dipl.-Geogr. Stefan LRD Dr. Klaus LRD*‘n Karin B6hm LRD*n Pia Brugger Stuckemeier
Herbertz Engelter (Qualititsbeauftragter) Hagenkort-Rieger Brunner Ehling GenBheimer von Kalben LRD Martin Beck Vorgrimler Veldhues HermannSeewald Gruber Geyer-Schafer
(H101 - H 104)
(8101, B 103, B 106,
B 107)
LRD Dr. Bernd
LRD Bernd Becker
Stortzbach
(B 102, B 104, B 105) (H 105 - H 108)
I 1 1 1 I I I I 1 1 I I I I I 1 I I I 1 1 1 1 I 1
Projekt Referat A 201 Referat A 301 Referat B 101 Referat B 201 Referat B 301 Referat B i-Punkt 101 Referat C 101 Projekt Projekt Referat D 101 Referat D 201 Referat D 301 Referat E 101 Referat E 201 Referat E 301 Referat F 101 Projekt Referat F 301 Referat G 101 Referat G 201 Referat G 301 Referat H 101 Referat H 201 Referat H 301
Einfiihrung der E-Akte Personalentwicklung Grundsatzfragen der Nationale Koordi- Fragebogenpretest, Kommunikationsstra- Hauptstadtservice, Mathematisch-statis- Management von IT- Softwareentwicklung Entstehung des Ubrige Welt, Bruttona- | | Agrar-,Bau- und Profiling von Unter- Monats- und Jahres- Binnenhandel und Anschriftenregis- Basis+ Qualitdtssicherung Gartenbau, Obst, Statistiken der Abfall- | | Grundsatzfragen und Krankenhausstatis- Hochschulen Methodik der nationa-
Biirokratiekosten- nierung Erhebungsmethoden tegie, Marketing, Cor- Zentraler Auskunfts- tische Verfahren fiir Projekten (Schwer- fiir den Zensus 2021 Inlandsprodukts tionaleinkommen Immobilienpreise nehmen, Unterneh- berichte sowie Inves- Gastgewerbe ter, Referenzdaten- offentliche Haushalte Forstwirtschaft wirtschaft Qualitatssicherung tik, Todesursachen- len freiwilligen Haus-
messung porate Design dienst Industrie, Landwirt- punkt Zensus 2021) mensgruppen, Metho- | |titionen der Industrie bestand und Unternehmen sowie Verbreitung im statistik haltserhebungen
schaft; Saisonberei- dik statistischer Ein- Auflenhandel
nigung heiten
RD Mathias ORR‘n Karen ORR‘n Kerstin RD Dirk ORR‘n Stephanie RR Matthi RD‘n Christine Dipl.-Agrar Ing. Ute Ing. grad. (FH) RD* ORR Torsten ORR’n Birgit
RD Roland Giinther RD‘n Anja Giihnen ORR Christian Zipse Meisenheimer Blanke Hénsel RD Thomas Krebs RD Hans-Theo Speth Miinstermann N.N. ORR Peter Kuntze RD‘n Veronika Spies ORR Hubert Vorholt RD Roland Sturm RD Christopher Grdb RD Elmar Wein Hirner gacheratt 1as Riickner Walsemann Hermann Knichel Sabine Allafi Schelhase RD Stefan Brings Lenuweit
I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 1 1 I 1 I 1
Referat A 101 Referat A 202 Referat A 302 Referat B 102 Referat B 202 Referat B 302 Referat B i-Punkt 102 Referat C 102 Referat C 201 Referat C 301 Referat D 102 Referat D 202 Referat D 302 Referat E 102 Referat E 202 Referat E 302 Referat F 102 Referat F201 Referat F 302 Referat G 102 Referat G 202 Referat G 302 Referat H 102 Referat H 202 Referat H 302
Organisation, Quali- Personalbetreuung Aufwandsermitt- Europdische und Fragebogenentwick- Internationale Sta- Mathematisch-statis- | |Zentrale IT-Planung Entwicklung von Indi- | |Private Konsumaus- Verteilungsrechnung, Erzeugerpreise, Betrieb des statisti- Konjunkturindizes Tourismus Melderegister, Son- Natiirliche Bevélke- Offentlicher Gesamt- Agrarstrukturen, Inte- | | Statistiken der Was- Methoden und Klassi- | |Schwangerschafts- Schulen, Berufsbil- Methodik der européi-

tatsmanagement, Per-

lung, Kostenschat-

internationale Koordi-

lung und -gestaltung

Presse und Social
Media

tistik, Kundenmana-

tische Verfahren fiir

und IT-Nachfrageorga-

vidualsoftware und

gaben

Kontensystem, Ver-

AuBenhandelspreise,

schen Unternehmens-

im Produzierenden

derbereiche

rungshewegungen,

haushalt

gration neuer The-

serwirtschaft und

fikationen im AuBen-

abbruchstatistik, fra-

dung, Weiterbildung,

schen Haushaltserhe-

sonalbemessung zung (Standort Wies- nierung gement Preise, Verdienste, nisation Verfahrensintegration mogenseinkommen, GroBBhandelsverkaufs- | |registers und der zen- | | Gewerbe, Methoden- demografische Ana- men, Georefernzie- der klimawirksamen handel genzur G gsforderung g
baden) Dienstleistungen Finanzielle Kapitalge- preise tralen Datenspeicher, entwicklung in der lysen, Vorausberech- rung Stoffe in Haushaltserhe-
seelschten, Finanzie- Unterneh demo- junkturstatistik, nungen RD‘n Renate bungen
Dipl.-oec. rungsrechnung grafie Saisonbereinigung Schulze-Steikow
Dipl.-P&d. Christian RR‘n Sabrina ORR‘n Dorothee RD‘n Annette Klaus Potzsch ORR Daniel RD‘n Gerda RD Rainer ORR Dr. Martin RDn Ingebor RD‘n Bettina RD Franz-Josef ROR‘n Dr. Silke Dipl.-Math. Evelyne Dipl.-Volksw. Dr. RD‘n Carola
Bertram Pfeifer-Wieczorek Ginter Pfeiffer Hans Schwamb (Pressesprecher) O‘Donnell ORR Dr. Kai Lorentz ORR‘n Anke Kienle Helmut Hackl RD‘n Rita Bolleyer RD Norbert Schwarz Gladis-Dorr Opfermann RD Dr. Stefan Linz Szibalski Vorndragn 8 Sommer ORR Oliver Niebur ORR‘n Jasmin Singer Kolvenbach Gehle Dechant Laue Frederic Blaeschke Kithnen
I I I I I I I I 1 I I I I I I I I I 1 1 I 1 I 1
Referat A 102 Referat A 203 Referat A 303 Referat B 103 Referat B 203 Referat B 303 Referat C 103 Referat C 202 Referat C 302 Referat D 103 Referat D 203 Referat D 303 Referat E 103 Referat E 204 Referat E 303 Referat F 103 Referat F 202 Referat F 303 Referat G 103 Referat G 203 Referat G 303 Referat H 103 Referat H 203 Referat H 303
Controlling, Prozess- Aus- und Fortbildung Aufwandsermittlung, Erhebungen nach Datenqualitdt, abtei- Internetredaktion, Mathematisch-sta- IT-Architektur, Anfor- IT-Kompetenzzentrum Koordinierung, Verof- Staatssektor, EU-Sta- Verbraucherpreise Koordinierung und Produktion der Indus- | |Verkehrszweigiiber- Gebédude- und Woh- Wanderungen, Be- Offentliche Fonds, Ein-| |Landwirtschaftliche Umweltol he Ei kontrolle G dheitsbezog Bild berichter- Aufbereitung und
management Kostenschdtzung § 7 BStatG, Demogra- lungsiibergreifende GENESIS-Online tistische Verfah- derungsanalyse, Soft- | |,,Datenerhebung® fentlichung und Sai- bilitatspakt Weiterentwicklung der | |trie; Europdische greifende Aufgaben, nungszdhlung, Verof- vilkerungsfortschei- | |richtungen und Unter- | | Bodennutzung und Statistiken und Aufbereitung Rechensysteme stattung Auswertung freiwil-
(Standort Bonn) phische und Regio- Methodenentwicklung ren fiir Bevélkerung, warequalitdt und IT- sonbereinigung des Unternehmenssta- ,,PRODCOM“-Statistik; | | Personenverkehr, Ver- | |fentlichungskonzept bung, Gebietsgliede- | |nehmen Flachenstatistik sowie Mahnwesen im liger Haushaltserhe-
nale Standards Finanzen, Steuern; Sicherheit Inlandsprodukts tistiken Fachstatistiken kehrsunfille fiir den Zensus rungen AuBenhandel (Stand- bungen
Wahlen RD Joachim ORR‘n Elle Krack- ort Wiesbaden)
Weisbrod Roberg
RD‘n Christiane ORR‘n Dr. Ute RD Thorsten RD Christian ORR Dr. Dipl.-Geogr. Michael . . RD Wolfgang Riege- ORR‘n Sarah ORR‘n Gesine RR Andreas Schulz RD Holger
RD Christian Gehle RD‘n Sabine Kéhler Rosenow Hanefeld Timmler RD‘n Ilka Willand RD Wolf Bihler Bdsnecker ORR‘n Corina ORR‘n Tanja Mucha RD Jens Griitz ORR Florian Burg ORR‘n Dr. Sandra Hartmut Hoh ORR Uwe Reim Neutze 8RRbﬂ [I)<f. Claire Wcislo Alexandra Kleine Petzold ORR Bjdrn Witting RD Michael Cordes Breiholz
Teichmann Jun robecker
I 1 1 I I I I 1 I I I I 5 I I I I I I I I I 1 I 1
Referat A 103 Referat A 204 Referat A 304 Referat B 104 Referat B 204 Referat B 304 Referat C 104 Referat C 203 Referat C 303 Referat D 104 Referat D 204 Referat D 304 Referat E 104 Referat E 205 Referat E 304 Referat F 104 Referat F 203 Referat F 304 Referat G 104 Referat G 204 Referat G 304 Referat H 104 Referat H 204 Referat H 304
Haushalt, Kosten- und | |)ustiziariat, Diszipli- Ex-ante-Schédtzungen, | [Internationale Koope- | | Koordinierung Regi- Interaktive und auto- Statistische Geheim- IT-Querschnittspro- IT-Kompetenzzentrum | |Investitionen Staatskonsum Zwischendrtliche Klassifikationen Struktur der Industrie | [Schifffahrt Haushaltsstichprobe Bevélkerungsstatis- Offentliche Schul- Viehbestand, tierische | |G rechnun- Aufbereitung und Informations- und Forschung, Kultur Veréffentlichungen,
Leistungsrechnung nar- und Ordnungs- Datenauswertung, rationsprojekte onalstatistik, Indi- matisierte Angebote, haltung; Math.-statis- | |zesse Metadaten und »Auswertung und Preisvergleiche, Par- (Methodik) tische Auswertungen den, 6ffentliches Ver- Erzeugung, Fischerei gen fiir Energie, Was- Mahnwesen im Au- Dokumentationszen- Offentlichkeitsarbeit,
widrigkeitenverfahren | |Bilanzierung katoren Open Data tische Methoden fiir Datenqualitat Analyse* teienindex und Analysen aus dem| | mdgen ser und Emissi Benhandel (Standort trum ,,Gesundheits- Internationale Kon-
Plausibilisierung und Mikrozensus Nachhaltiger Konsum Bonn), Internationale daten“ takte
Imputation Kontakte
ORR Carsten ORR Ringo Raupach RD‘n Dr. Susanne ORR Jiirgen RD‘n Sarah RD Thomas ORR Daniel Dipl.-Wirtsch.-Ing. Dipl.-Soz. Wiss. RD‘n Sigrid ORR Dr. Matthias ORRJoseph ORR Dr. Winfried
NN RD Uwe Halfpaap Hornbach Schnorr-Béacker Kiekenbeck GieBing Lindenstruth RD Dr. Heinz Stralla ORR Walther Adler ORR Pascal Schmidt Seeger Hartmut Minkel ORR Dr. René Séllner RD Horst Winter RD Steffen Seibel Dr. Irene Kahle Nicodemus Walther ORR Helmut Mayer Steinfelder Eberhardt ORR Dominik Asef ORR‘n Kristina Kott
I 1 I I I I 1 I I I I I I I I I 1 I 1 1 I 1
Referat A 104 Referat B 105 Referat B 205 Referat B 305 Referat C 105 Referat C 204 Referat C 304 Referat D 106 Referat D 205 Referat D 305 Referat E 105 Referat E 206 Referat E 305 Referat F 105 Referat F 204 Referat F 305 Referat G 105 Referat G 205 Referat G 305 Referat H 105 Referat H 205 Referat H 305
Interne Dienstleis- Bilaterale internati- Wissenschaftskoope- Print- und PDF- Forschungsdaten- IT-Organisation und IT-Kompetenzzentrum | | Methodik der Input- Arbeitnehmerentgelt, Preise fiir Dienstleis- Handwerk, Gewer- Baugewerbe, Bautd- Eisenbahnen, Luft- Haushaltsstichprobe Ausldnder- und Integ- | |Beschiftigte des Betriebsregister, Monetdre umweltdko- | |Technische und fach- Statistiken der Kin- Rechtspflege Erhebung und Aufbe-
tungen, Gesundheits- onale Beziehungen, ration, Mikrosimu- Veroffentlichungen zentrum -Standardisierung wInformationshereit- Output-Rechnung Sozialbeitrdge, Net- tungen beanzeigen, Insol- tigkeit verkehr (Produktion) rationsstatistiken offentlichen Dienstes Gemiise, Klimaschutz- | | nomische Gesamt- liche Unterstiitzung, der- und Jugendhilfe reitung von Mikrozen-
und Sozialmanage- Sprachendienst, ESTP, | |lation, Neue digitale von Fach- und Quer- stellung und Verof- tolohne venzen berichterstattung, rechnungen, Materi- Automation im Auf3en- | |und zum Bundesel- sus und Arbeitskraf-
ment Auslandsdienstreise- Daten schnittsverfahren fentlichung* Agrarumweltindika- alflussrechnungen, handel terngeld testichprobe
planung ORR‘n Juliane Gude toren Nachhaltigkeitsindi-
katoren
RD Horst-Burkhard Dipl.-Oec. Marlene Dipl.-Betriebsw.(FH) ORR‘n RD‘n Dorothee RD‘n Jenny ORR‘n Kristina ORR Stefan RD Dr. Gunter ORR Christian RR Carsten RD Walter ORR Thomas ORR Thomas
Heinemann ORR‘n Simone Koll RD Prof. Dr.Markus Nowack Heike Habla ORR Anton Tischner Ligia Lutticken RD Thomas Luh Blang Neuhduser ORR Jens Dechent Walter Schweinert-Albinus Briickner Meifmer Schreiner ORR Sven Kaumanns Briickmann Grundmann Baumann ORR Jorg Enderer
Zwick N.N.
I I I I I I I I I I I I I 1 1
Referat A 105 Referat B 106 Referat B 306 Referat C 205 Referat C 305 Referat D 107 Referat D 206 Referat D 306 Referat E 107 Referat E 207 Referat E 307 Referat F205 Referat F 306 Referat H 106 Referat H 306
Beschaffungen, Lie- Grundsatzfragen des Interne Kommunika- IT-Bausteine des Infor- | |IT-Kompetenzzentrum | |Input-Output-Tabellen | | Qualitdtssicherung Methoden und Kom- Tarifstatistiken, Vier- Energie, Ver- und Ent- Dienstleistungen Arbeitsmarkt Lohn- und Einkom- Pflege, behinderte Auswertung und Ana-
genschaftsmanage- Statistikrechts tion, Intranet, mations- und Wis- ,Dateneraufberei- in jeweiligen Preisen EU-Stabilitatspakt- munikation in der teljahrliche Verdiens- sorgungswirtschaft mensteuer Menschen, Kriegsop- lyse der Haushaltser-
ment Bibliothek sensmanagements tung und zentrale IT- daten Preisstatistik terhebung, Arbeits- ferfiirsorge und sons- hebungen, Wohnen
Dienste* kostenindex, Uber- tige Sozialleistungen
schuldung
Dipl.-Ing. Susanne Dipl.-Wirt. Angela ORR‘n Marion ORR‘n Dr. Jutta ORR Sebastian RD Thomas
Schepp ORR Kay Sommer N.N. Jlrgen Kotz Thomas Sterzel Hoh Kuschel N.N. RD Ralf Drof3ard ORR Jorg Decker Oertel ORR Frank Schiiller Koufen ORR Heiko Pfaff Haustein
I I I I I I 1
Referat B 107 Referat D 108 Referat D 209 Referat E 109 Referat E 308 Referat F307 Referat H 107

Haus- und Lieferadresse: Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden
Postanschrift:Statistisches Bundesamt, 65180 Wiesbaden

Telefon: +49 (0) 611 75-1

Einzelstatistische
Rechtsfragen

ORR Andreas
Kithner

Telefax: +49 (0)611 72-4000 Internet: http://www.destatis.de E-Mail: post@destatis.de

Zweigstelle Bonn

Haus- und Lieferadresse: Graurheindorfer StraRe 198, 53117 Bonn
Postanschrift: Postfach 17 03 77, 53029 Bonn
Telefon: +49 (0)22899 643-0

Telefax: +49 (0)22899 643-8990 Internet: http://www.destatis.de E-Mail: post@destatis.de

i-Punkt Berlin Internet: http://www.destatis.de E-Mail: i-punkt@destatis.de

EDS Europdischer Datenservice Internet: http://www.eds-destatis.de E-Mail: eds@destatis.de
Haus- und Lieferadresse: Friedrichstrae 50-55, 10117 Berlin
Postfach 11 01 02, 10831 Berlin
Telefon: +49 (0) 3018-644-9428
Telefax: +49 (0) 3018- 644-9430

Vermégensrechnung

RD‘n Dr. Oda
Schmalwasser

Erwerbstatigenrech-
nung (ETR)

Dipl.-Volksw.
Christoph-Martin
Mai

Referat D 109

Preis- und Volumen-
messung, Auflenwirt-
schaftliche Verflech-
tung, Input-Output-
Analysen

RR‘n Susanne
Goldhammer

Verdienststrukturer-
hebung, Arbeitskos-
tenerhebung

Dipl.-Kffr. Simone
Scharfe

Kostenstruktur, Infor-
mationsgesellschaft

RD Dr. Klaus-Jiirgen
Duschek

I:l Dienstort Wiesbaden
Dienstort Wiesbaden/Bonn

I:l Dienstort Bonn

|:| Dienstort Wiesbaden/Berlin

Unternehmenssteuern

ORR‘n Patrizia
Médinger

Referat F 308
Umsatzsteuer, Ver-
brauchsteuern, Steu-
erhaushalt, Realsteu-
ervergleich

N.N.

Leistungen der Sozi-
alhilfe

N.N.

1
Referat H 108
Asylbewerberleis-
tungen, Wohngeld,
Geschéftstelle AG
SteP

RD Dr. Torsten
Bluméhr

@ Zweigstelle Bonn

 zugleich Leiterin der Zweigstelle Bonn




	Informationen aus der amtlichen Statistik - Heft 4/2017
	Inhalt
	Editorial
	Veranstaltungen und Besuche
	Eine Digitale Agenda für Destatis
	Destatis beim Tag der Deutschen Einheit in Mainz
	Festakt zum Amtsleiterwechsel im Statistischen Bundesamt
	Gutachten zur Registermodernisierung veröffentlicht
	Amtsleiter aus Aserbaidschan besucht Wiesbaden vor Abschluss des EU-Twinningprojekts in Baku
	Delegation der staatlichen Informationszentren Chinas
	Markt- und Sozialforschung und amtliche Statistik tauschen sich in gemeinsamer Sitzung aus
	Beratungen und Beschlüsse  des Europäischen Statistischen Systems: AESS und DGINS
	Konferenz der Amtsleiter der statistischen Ämter  tagte erstmals unter Vorsitz von Dr. Georg Thiel
	26. Wissenschaftliches Kolloquium:  Lohnungleichheit – Fakten, Daten, Analysen
	Gerhard-Fürst-Preis 2017 verliehen
	IAOS lobt Preis für Nachwuchskräfte in Statistikämtern aus

	Aktuelle Querschnittsveröffentlichungen
	Statistisches Jahrbuch 2017 erschienen
	Für eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik –  Sachverständigenrat legt sein Jahresgutachten vor

	Fachspezifisches im Fokus
	Bevölkerung
	Norwegisches Kommunal- und Modernisierungsministerium an deutscher Flächennutzungsstatistik interessiert
	Interaktive Karte „Migration.Integration.Regionen“
	Schutzsuchende in Deutschland am Jahresende 2016

	Bildung und Kultur
	Ausschuss für die Hochschulstatistik begutachtete  die Umsetzung des neuen Hochschulstatistikgesetzes
	Erste bundesweite Musikfestivalstatistik veröffentlicht –  Festivalzeit in Deutschland

	Sozialleistungen
	Soziale Mindestsicherung am Jahresende 2016
	Wohngeld am Jahresende 2016
	Anstieg der Verfahren zur Kindeswohlgefährdung
	Jugendämter leiten immer häufiger Heimerziehung ein
	Eingliederungshilfe für behinderte Menschen

	Gesundheit
	Mehr Krankenhausentbindungen bei niedrigerer  Kaiserschnittrate
	Stationäre Krankenhauskosten 2016 gestiegen

	Rechtspflege
	Im Jahr 2016 gab es rund 5,2 Millionen  staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren
	Weniger rechtskräftig verurteilte Personen im Jahr 2016

	Bauen und Wohnen
	China-Kooperation – Fortsetzung der Teilprojekte Baustatistik und Wohnimmobilienpreisstatistik

	Umwelt | Umweltökonomische Gesamtrechnungen
	Bilanz der Treibhausgasemissionen
	Weniger Einsatz von „Treibhausgas“ bei der Verwendung von Kältemitteln
	Anteil der Umweltsteuern an allen Steuereinnahmen  und Sozialabgaben zurückgegangen
	Klimaschutz wichtigste Säule der Umweltschutzwirtschaft in Deutschland

	Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
	618 Quadratmeter je Einwohner für Siedlung und Verkehr

	Produzierendes Gewerbe
	Fachausschuss „Statistik im Produzierenden Gewerbe“
	Investitionen der Industrie im Jahr 2016 gestiegen
	Wärmeversorgung 2016:  Abgegebene Wärmemenge gestiegen

	Unternehmen und Arbeitsstätten
	Handwerksunternehmen in Deutschland im Jahr 2015

	Informations- und Kommunikationstechnologien
	IKT-Branche erreicht 337 Milliarden Euro Umsatz
	Bevölkerung ab 10 Jahren in Deutschland online

	Wirtschaftsrechnungen
	Ein Fünftel der Bevölkerung in Deutschland war 2016 von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht

	Finanzen und Steuern
	Finanzvermögen von Bund, Ländern und Gemeinden ist im Jahr 2016 um 3,5 Prozent gewachsen


	Kontakt zur Redaktion
	Personalnachrichten
	Organisatorische Änderungen im Statistischen Bundesamt
	Statistischer Beirat
	Statistisches Bundesamt
	Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

	Anhang
	Tagungsvorschau
	Organisationsplan


